
Aufsätze zum Thema

50

eue Wege zu beschreiten, ist mit Neu-
gierde, Aufbruchstimmung und Erwar-
tung verbunden. Neue Wege verunsichern
aber auch. Ausgetretene Pfade zu verlas-
sen, bedeutet auch, alte Gewohnheiten
aufgeben. Geht es gar um den Schulan-
fang, den Beginn der Schulzeit, werden
leicht Befürchtungen ausgelöst, wird zur
Vorsicht gemahnt. Warum also neue We-
ge gerade beim Schulanfang?

Kinder heute

Kinder heute haben aufgrund von gesell-
schaftlichen und familiären Veränderungen

ganz unterschiedliche Lebensgeschichten
und Lernvoraussetzungen, wenn sie schul-
pflichtig werden. Immer mehr Kindern
fehlt die Geschwistererfahrung, immer
mehr Kinder wachsen in wechselnden Fa-
milienstrukturen auf. Neue technische
Medien werden für die einen zur Schein-
welt, für die anderen zu neuen Wissens-
quellen. Für viele Kinder ist deutsch nicht
die Muttersprache, manch andere wach-
sen zweisprachig auf, und wieder andere
können bei Schuleintritt fließend lesen.
Lebensgewohnheiten und Lebensstile
wechseln bei manchen Kindern schon in-

nerhalb der ersten Lebensjahre. Diese Ver-
schiedenheit und Vielfalt der Kinder mit
ihren ganz unterschiedlichen Biografien
stellt die Lehrerinnen und Lehrer vor im-
mer größere Herausforderungen. 

Einschulung – wann?

„Zur Schule muss ich heute hin, weil ich
sechs Jahr geworden bin.“ Diese Bildunter-
schrift unter einer Glückwunschkarte der
30er-Jahre signalisiert, dass jetzt – mit
sechs Jahren – der Ernst des Lebens be-
ginnt. Diese Assoziation, bei manchen viel-
leicht mit Bildern der eigenen Schulzeit
verbunden, hat dazu geführt, dass es gar
nicht mehr so selbstverständlich ist, dass
ein sechsjähriges Kind auch tatsächlich in
die Schule kommt. Eltern heute wollen
ihren Kindern im Zweifelsfalle eher noch
ein Jahr Schonraum gönnen. In Baden-
Württemberg wird seit mehr als zwei Jahr-
zehnten im Durchschnitt jedes 10. Kind
zurückgestellt bei starken regionalen
Schwankungen. Die vorzeitigen Einschu-
lungen sind dagegen auf 1,5 Prozent ge-
sunken. Ähnlich oder teilweise noch höher
sind die Zurückstellungsquoten in ande-
ren Bundesländern. Das durchschnittliche
Einschulungsalter liegt damit statistisch
gesehen in Baden-Württemberg bei 6,8
Jahren. Viele Kinder haben also heute
ihren 7.Geburtstag schon hinter sich, wenn
sie in die Schule kommen. Dieses Bild ent-
spricht sicher nicht der Individualität und
Variabilität der kindlichen Entwicklung.

Historisch gesehen gibt es große Unter-
schiede in der Festlegung des Beginns der
Schulpflicht. Im 18. Jahrhundert wurde
durchschnittlich im 5. Lebensjahr einge-
schult. Die Möglichkeit einer Zurückstel-
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Schulanfang auf neuen Wegen – 
Grundsatzüberlegungen
Unter dem Motto „Schulanfang auf neuen Wegen“ starteten zu Schuljahresbeginn 169
Grundschulen in Baden-Württemberg Erprobungen zur Verbesserung der Einschulungs-
praxis und des Anfangsunterrichts. Dazu gehört mehr zeitliche Flexibilität sowie die Beach-
tung des individuellen Lernstandes und der individuellen Lernfortschritte. Im Zentrum der
Erprobung steht die Weiterentwicklung organisatorischer und didaktisch-methodischer
Konzepte wie rhythmisierter Schultag, jahrgangsübergreifendes Lernen, freies Arbeiten
und Projektunterricht. Unter diesen Gesichtspunkten sollen in einer mehrjährigen Ver-
suchsphase Erfahrungen mit drei Modellen gesammelt werden: Modell A fasst die bisheri-
gen ersten und zweiten Klassen zu einer jahrgangsgemischten Eingangsstufe zusammen,
die je nach den individuellen Voraussetzungen in ein bis drei Jahren zeitlich variabel durch-
laufen werden kann. Damit entfällt die Notwendigkeit von Zurückstellungen, alle schul-
pflichtigen Kinder werden eingeschult. Modell B sieht eine stärkere Verzahnung zwischen
Grundschulförderklasse und 1. Schuljahr vor. Durch eine Flexibilisierung der Inhalte und des
organisatorischen Rahmens können Kinder beider Gruppierungen gemeinsame Förderan-
gebote wahrnehmen. Darüber hinaus sollen zurückgestellte Kinder nicht mehr zwangsläu-
fig ein ganzes Jahr in der Grundschulförderklasse verbleiben, sondern können je nach Ent-
wicklungs- und Lernfortschritten zeitlich gleitend in das 1. Schuljahr überwechseln. Unter
Modell C werden Einzelansätze erprobt, die von der Erstellung von Förderplänen über die In-
tensivierung von Kooperationen bis hin zur Weiterentwicklung der Schülerbeurteilung rei-
chen. Die Modelle A und B werden wissenschaftlich begleitet.
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lung war mit „Genehmigung der Obrigkeit
und des geistlichen Schulvorstehers“ ge-
geben (Allgem. Landschulrecht 1794, § 44
Ziffer 3). Im Laufe des 19. Jahrhunderts
wurde das Einschulungsalter allmählich
auf das 6. Lebensjahr heraufgesetzt, wobei
die Regierungsbezirke großen Spielraum
hatten. 1927 wurde schließlich gesetzlich
festgelegt: „Die Schulpflicht beginnt mit
dem 1. April für alle Kinder, die bis zum 30.
Juni desselben Jahres das 6. Lebensjahr
vollenden.“ Etwa zur gleichen Zeit erfolgte
die erste umfassende Darstellung des
Schulreifeproblems. (K. Penning: Das Pro-
blem der Schulreife, Leipzig 1926). Der Bo-
den für diese Überlegungen wurde durch
die pädagogischen Ideen Pestalozzis und
seiner Schüler bereitet, die den Zusam-
menhang zwischen dem Alter der Kinder
und der Unterrichtsmethodik berücksich-
tigt haben wollten.

Zwischen den Ländern der Bundesrepublik
Deutschland wurde 1964 im Hamburger
Abkommen geregelt, dass mit Beginn des
Schuljahres Kinder, die bis zum 30. Juni des
laufenden Kalenderjahres das 6. Lebens-
jahr vollenden, schulpflichtig sind; diese
Stichtagsregelung ist im baden-württem-
bergischen Schulgesetz verankert. Mit
dem Hamburger Abkommen und der Ver-
schiebung des Beginns des Schuljahres
vom Frühling auf den Spätsommer bzw.
frühen Herbst (administrativ vom 1. April
auf 1. August) erfolgte eine automatische
Erhöhung des Schuleintrittsalters.  

Bei der anstehenden Novellierung des
baden-württembergischen Schulgesetzes
soll dieser Stichtag insofern flexibilisiert
werden, dass Kinder, die zwischen dem 
1. Juli und 30. September geboren sind, von
ihren Eltern zur Schule angemeldet wer-
den können und damit den Status eines
schulpflichtigen Kindes erhalten, ohne
dass ein Antrag auf vorzeitige Einschulung
gestellt werden muss.

Beginn der Schullaufbahn mit einem Miss-
erfolgserlebnis verbunden ist, wird leicht
übersehen und vom gut gemeinten För-
dergedanken überlagert. Ob richtig sor-
tiert wird, ist dann noch eine ganz andere
Frage. Denn bereits Untersuchungen in
den 60er-Jahren (Kohl 1963, Schenk-Dan-
zinger 1968) haben gezeigt, „dass einige
der als schulunreif bezeichneten Kinder,
die dennoch eingeschult wurden, den An-
forderungen des 1. Schuljahres wider
Erwarten durchaus gewachsen waren“
(Schwittmann, D. in: Rombach, H., 1971, 
S. 47 ). Wie steht es mit der Verantwortung
gegenüber zu Unrecht zurückgestellten
Kindern aus? In den oft leidenschaftlich
geführten Schulfähigkeitsdiskussionen
und -entscheidungen wird zudem nicht
mehr beachtet, wie sehr man das Kind mit
einem Defizitblick betrachtet, wenn es
dem Absolutheitsanspruch von Merkmals-
listen genügen muss. Und wenn das Kind
kognitiv fit ist, dann hapert es am Sozialen
oder am Motorischen – und wird zurück-
gestellt.

„Die Grundschule … beabsichtigt, durch ei-
ne planvolle Organisation ihrer Beschäfti-
gungen, die eigentliche Schulfähigkeit
herbeizuführen.“ Dieses Zitat stammt
nicht etwa aus der aktuellen Schulfähig-
keits-Diskussion, sondern ist fast fünfzig
Jahre alt. Der Pädagoge Wilhelm Flitner
war es, der 1949 diesen Gedanken formu-
lierte. Man muss sich schon fragen, ob Be-
griffe wie „Schulfähigkeit“ noch tauglich
sind. In ihren Empfehlungen zur Arbeit in
der Grundschule vom 6. Mai 1994 wird von
der Kultusministerkonferenz (KMK) nahe
gelegt, Verfahren zur Feststellung der
Schulfähigkeit nur noch bei besonders auf-
fälligen Kindern anzuwenden und daraus
individuelle Förderkonzepte zu erarbeiten.
„Mit der Zunahme individueller Förder-
angebote wird die Notwendigkeit zur
Zurückstellung vom Schulbesuch verrin-
gert werden.“ (KMK, Empfehlungen zur
Arbeit in der Grundschule, 1994, S. 12). Fer-

Der Blick zu den Nachbarstaaten zeigt,
dass das Einschulungsalter in der EU stark
variiert. Mit 4 Jahren wird in Nordirland
eingeschult. In England, Wales, Schott-
land, den Niederlanden beginnt die Schul-
pflicht mit 5 Jahren, in Spanien, Österreich,
Portugal und anderen Ländern mit 6 Jah-
ren bis hin zu Dänemark, Finnland und
Schweden, wo das gesetzliche Pflicht-
schulalter mit 7 Jahren beginnt. In Luxem-
burg gibt es eine Vorschulpflicht ab dem 
4. Lebensjahr. In Großbritannien und in
den Niederlanden beginnt die Schulpflicht
zwar mit 5 Jahren, aber die meisten 4-jähri-
gen besuchen bereits die Schule.

Das Problem mit der Schulreife

Schulreife – Schulfähigkeit – Schuleignung
– Schulbereitschaft … schon die Palette der
Begriffe zeigt das Problem auf: Man will
zwar in der pädagogisch-psychologischen
Diskussion wegkommen vom Reifungs-
konzept, landet dann aber doch immer
wieder bei einer Betrachtungsweise, die
das Problem beim Kind festmacht. „Fit-
ness-Programme zur Schulfähigkeit“ könn-
te man die Anstrengungen nennen, die
unternommen werden, um das Kind den
Anforderungen der Schule anzupassen. In
den 70er-Jahren sprach man noch unver-
hohlen von Schulreifetraining, das dem
Zweck dient, „Kinder mit mangelnder
Schulreife so zu fördern, dass sie erfolg-
reich am Anfangsunterricht teilnehmen
können.“ (Rombach, H. 1971, S. 47). 

Mancherorts hat sich die überaus wichtige
Kooperation zwischen den Kindergärten
und den Grundschulen auf die Frage redu-
ziert, welche schulpflichtig werdenden
Kinder schulfähig sind und welche nicht.
Dem ursprünglichen Gedanken einer
Grundschule entspricht diese Selektion
sicher nicht mehr. Dass diese Sortierung
für die zurückgestellten Kinder bereits am
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ner müsse die Gestaltung des Anfangsun-
terrichts den wachsenden Unterschieden
in den Lernvoraussetzungen und im Ent-
wicklungsstand der Schulanfängerinnen
und Schulanfänger Rechnung tragen.

Alte Denkmuster – neue Konzepte

Zurückstellungen werden oftmals als
Chance zum besseren Schulstart für Kin-
der angesehen. Ein älteres Kind wird als ro-
buster, durchsetzungsfähiger betrachtet,
und insgeheim spielt eben doch noch das
pädagogisch tröstliche Reifekonzept eine
Rolle, das suggeriert, eine „einjährige
Nachreifung“ sei von Vorteil. Dabei wird
impliziert, dass genau dieses Jahr den Pro-
zess in Gang bringt, der Wahrnehmungs-
schwierigkeiten beseitigt, Probleme im
Sozialverhalten löst und andere Schwie-
rigkeiten. „Gönn’ ihm doch noch das Jahr!“
hört die Mutter von ihrer Freundin, „mei-
nem Sohn hat es auch nicht geschadet.“
Und genau das muss hinterfragt werden,
besonders im Hinblick auf die motivatio-
nale Entwicklung. „Wie leicht  könnte eine
Periode optimaler Bildungsbedingungen
bei diesen Kindern verpasst werden?“
fragt bereits vor über 30 Jahren Herff auf-
grund von entwicklungspsychologischen
Überlegungen und Erkenntnissen. 

Rund die Hälfte der zurückgestellten Kin-
der hat in Baden-Württemberg die Mög-
lichkeit, eine Grundschulförderklasse zu
besuchen, während die anderen Kinder im
Allgemeinen im Kindergarten verbleiben.
Diese Einrichtung, vor der Schulgesetzno-
vellierung von 1991 „Schulkindergarten“
genannt,  gibt es in Baden-Württemberg
und anderen Bundesländern seit dreißig
Jahren. Sie wurde stetig ausgebaut und
aufgrund der hohen Akzeptanz entstand
eine Art Sogwirkung. Die Dichte der Ein-
richtungen weist regional große Unter-
schiede auf, so gibt es im Stadtkreis Stutt-
gart sehr viele Grundschulförderklassen,
im gesamten Hohenlohekreis keine einzi-
ge. Das hängt u.a. damit zusammen, dass

es für die Einrichtung von Grundschulför-
derklassen eine „kritische Bevölkerungs-
dichte“ geben muss, was im Flächenland
Baden-Württemberg mancherorts nicht
der Fall ist. Zurückgestellte Kinder in we-
nig besiedelten Gebieten, in der Regel im
ländlichen Raum, erhalten seit sechs Jah-
ren (ab Schuljahr 91/92) eine Förderung
von bis zu fünf Wochenstunden. 

Eine Grundschulförderklasse wird in der
Regel nur dann eingerichtet und bezu-
schusst, wenn davon ausgegangen werden
kann, dass sie auf Dauer von mindestens 
15 vom Schulbesuch zurückgestellten Kin-
dern besucht wird. Die durchschnittliche
Gruppenfrequenz betrug im Schuljahr
1996/97  15,1 Kinder. In der Verwaltungs-
vorschrift „Öffentliche Grundschulförder-
klassen“ vom 16.August 1991 (K.u.U. S. 399)
ist eine Förderungs- und Betreuungszeit
von 22 Wochenstunden ausgebracht. „Die
Grundschulförderklasse kann in einzelnen
Stunden geteilt werden. Die gemeinsame
Förderungs- und Betreuungszeit soll min-
destens 13 bis 15 Stunden betragen.“
Zusätzlich zur Förderung durch die Fach-
lehrkraft („Erzieher/in“) in der Grund-
schulförderklasse können die Kinder noch
eine Förderung durch eine Lehrkraft erhal-
ten, die teilweise bis zu sieben Wochen-
stunden beträgt. 

Aufgabe der Grundschulförderklasse ist
es, schulpflichtige, aber gemäß § 74 Abs. 2
Schulgesetz vom Schulbesuch zurückge-
stellte Kinder, zur Grundschulfähigkeit zu
führen. „Es gehört jedoch nicht zu den Auf-
gaben der Grundschulförderklasse, die
Lerninhalte des Anfangsunterrichts vor-
wegzunehmen.“ An dieser Stelle muss
man sich fragen, ob es sinnvoll ist, alles so
genannte Schulische von Kindern der
Grundschulförderklasse fernzuhalten, ab-
zuwehren mit einem „das kommt später
in der Schule“. Selbst Kindern im Kinder-

garten wird mittlerweile zugestanden,
sich für Buchstaben und Zahlen zu interes-
sieren, was ganz und gar auch der natür-
lichen kindlichen Neugier entspricht.
Buchstaben und Zahlen gehören in die fas-
zinierende Welt der Großen, die Kinder
auch anstreben, deren Geheimnisse sie
entschlüsseln wollen. Und ausgerechnet
Kinder, denen man den Status Schülerin
oder Schüler nicht zugesteht, sollen keine
„schulischen Lernanreize“ bekommen,
weil das ja ein Privileg der Schule ist. Die
These, dass Eltern ihre „wilden Jungs“
zunächst noch ein Jahr sozialisiert haben
wollen, wird insofern gestützt, als zwei
Drittel der Kinder, die eine Grundschulför-
derklasse besuchen, Jungen sind, während
der Anteil von Jungen und Mädchen in
Grundschulklassen ungefähr gleich ist.

Während sich die Kindergartenbesuchs-
quote fünfjähriger Kinder bei ausländi-
schen und deutschen Kindern kaum un-
terscheidet, besucht ein Viertel der Kinder
mit ausländischer Staatsangehörigkeit ei-
ne Grundschulförderklasse und ist somit
überrepräsentiert gegenüber ihrem Anteil
von 16 % in den Grundschulen des Landes.
„Der Altersunterschied zwischen Deut-
schen und Ausländern beim Schuleintritt
verstärkt sich im Verlauf des weiteren Be-
suchs der Grundschule. In der ersten Klas-
senstufe findet zwar keine Versetzungs-
entscheidung statt, dennoch wiederholen
über 5 Prozent der ausländischen Kinder
dieses Eingangsjahr, während es bei den
deutschen nur gut 1 Prozent ist. In den
nächsten Klassenstufen verringert sich der
Abstand der Repetenzhäufigkeit zwischen
Ausländern und Deutschen“ (Werner
1995). Ungefähr 85 % der Kinder in Grund-
schulförderklassen sind 6 Jahre alt, die an-
deren sind 7 Jahre und älter, wobei der An-
teil der älteren deutschen Kinder bei ca. 
13 % liegt.

Eine Reihe von Untersuchungen legt nahe,
dass zurückgestellte Kinder in ihrer
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Grundschulzeit genauso häufig oder noch
häufiger Klassen wiederholen als nicht
zurückgestellte. Damit verschiebt sich das
Übertrittsalter in die weiterführenden
Schulen bei einem Teil dieser Kinder auf
das 12. oder 13. Lebensjahr. Eine Folge ist die
vielbeklagte Überalterung, insbesondere
in Hauptschulklassen. Des Weiteren muss
gesehen werden, dass gerade der Schul-
eingangsbereich mit einem überaus gro-
ßen Versagensrisiko behaftet ist und
Misserfolgserlebnisse erzeugt (Zurückstel-
lung, Wiederholungsquote in den ersten
beiden Schuljahren höher als später, Mani-
festierung von Lese-, Rechtschreibproble-
men, Rechenschwäche).

So sehr die Arbeit in den Grundschulför-
derklassen auch geschätzt wird, darf man
die Augen nicht davor verschließen, dass
ein Kind aus dem Kindergarten in eine
Grundschulförderklasse kommt, die sich
für viele Kinder nicht an der später zu be-
suchenden Schule befindet, und nach ei-
nem Jahr Grundschulförderklasse in die
Grundschule wechselt. Bei jedem Wechsel
findet es andere Gruppierungen vor. Wenn
es Glück hat, wechselt es gemeinsam mit
einem bekannten Kindergartenkind in die
Grundschulförderklasse und anschließend
in die gleiche Klasse der Grundschule.

Die Entwicklung von Kindern zwischen 6
und 7 Jahren verläuft oft sehr rasant, Ent-
wicklungssprünge sind nicht ungewöhn-
lich, und das „Defizit“, das noch bei der
Entscheidung der Zurückstellung ausge-
macht wurde, kann drei Monate später
schon nicht mehr vorhanden sein. Ist es
unter diesen Bedingungen immer sinnvoll
und verantwortbar, ein ganzes Jahr zu-
rückzustellen? Ein ganzes langes Kinder-
jahr? 

Förderpläne zu entwickeln, bedeutet gleich-
zeitig auch Präventionsarbeit im LRS-
Bereich und bei Problemen der Rechen-
schwäche (siehe hierzu Weiß, R., Lorenz,
Barth, Breuer/Weuffen). Dass Probleme
aus dem Anfangsunterricht auch ver-
schleppt werden können und sich damit
vergrößern, zeigen Untersuchungen zur
LRS und Rechenschwäche. Lernprozessbe-
gleitung und Lernstandsdiagnosen sind
Maßnahmen, die wegführen vom Defizit-
blick und hin zur Förderung der individuel-
len Möglichkeiten und Fähigkeiten des
Kindes. Hier können die Erzieher/innen
der Kindergärten und das Personal der
Grundschulförderklassen wertvolle Unter-
stützung bieten (siehe hierzu auch Berich-
te der Erprobungsschulen, in: Schulanfang
auf neuen Wegen, Phase I der Erprobung). 

Dass auch Kooperationen mit anderen
Pädagogen und Institutionen und nicht
zuletzt auch mit den Eltern hilfreich sind,
wird nicht nur im Bildungsplan der
Grundschule (S.14) ausdrücklich vermerkt,
sondern zeigt sich in der Praxis (Sonder-
pädagogen, Beratungslehrkräfte, Bildungs-
beratungsstellen, Frühförderstellen, Ar-
beitsstellen Kooperation, Staatliche Semi-
nare für schulpraktische Ausbildung,
spezielle Fachärzte). Das diagnostische
Know-how der Bildungsberatungsstellen,
Sonderschulen und Beratungslehrkräfte
eröffnet Möglichkeiten bei der Feststel-
lung der Lernausgangslagen und der da-
rauf basierenden Erstellung von Förder-
plänen. Zu den Analysen „kann das DBZ 1
von Wagner und Born (1994) empfohlen
werden (DBZ= Diagnostikum: Basisfähig-
keiten im Zahlenraum 0-20)“ (Weiß, R.
Schulintern 1997), die TMZ von Winkel-
mann (Testbatterie Menge und Zahl: Ein-
zelverfahren im Zahlenraum 0-25 zur Dia-
gnose mathematischer Befähigungen),
das BISC von Jansen, Mannhaupt, Marx &
Skowronek, 1996, (Bielefelder Screening
zur Früherkennung von Lese-, Recht-
schreibschwierigkeiten). 

Lösungsansatz 1: 
Intensivierung von Kooperationen

Seit über 20 Jahren kooperieren Kindergär-
ten und Grundschulen. Die Wichtigkeit
der Zusammenarbeit wird auch im 94er
Bildungsplan unterstrichen, allerdings sind
die Kooperationsformen an den einzelnen
Schulen unterschiedlich ausgeprägt. Die
Zusammenarbeit mit den Kindergärten
stellt eine unverzichtbare Notwendigkeit
dar und muss eine Weiterentwicklung er-
fahren, eine neue Qualität bekommen. 

Die Übergangssituation vom Kindergar-
ten in die Grundschule scheint die Schul-
anfänger und die Kinder, die im Jahr vor
dem Schuleintritt sind, besonders zusam-
menzuschweißen: „Die einen beschäfti-
gen sich innerlich schon mit diesem wich-
tigen Übergang in ihrem Leben, sehnen
ihn häufig geradezu herbei, die anderen
haben diesen Schritt gerade getan und
machen schwierige neue Erfahrungen, die
sie im Spiel mit den Jüngeren auch gut be-
arbeiten können.“ (Laewen, H.-J., Andres, B.,
in: Kita-Debatte, a.a.O. 3/1993, S. 28). Diese
Erfahrungen und Erkenntnisse aus alters-
gemischten Kindertagesstätten, bieten
die Möglichkeit, den Kooperationskalen-
der im Hinblick auf die Art der gemein-
samen Aktivitäten dieser Kinder weiter-
zuentwickeln. 

Neue Konzepte im Anfangsunterricht er-
fordern regelmäßige Lernstandsdiagno-
sen, die Hinweise auf den individuellen
Lernweg eines Kindes geben. Individuelle
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Neue Kooperationsstrukturen ermöglichen
auch eine Weiterentwicklung und Flexibi-
lisierung der Grundschulförderklasse in or-
ganisatorischer und inhaltlicher Hinsicht
(siehe hierzu: Schulanfang auf neuen We-
gen, Erfahrungsbericht der Schulen). Dies
kommt nicht nur den Kindern zugute, son-
dern stellt auch eine Bereicherung der Ar-
beit dar durch das Teilen von Verantwor-
tung und der gemeinsam eingebrachten
Kompetenz.

Lösungsansatz 2: 
Jahrgangsgemischte Lerngruppen

Wenn man heute von einer jahrgangsge-
mischten Lerngruppe spricht, sind die
pädagogischen Gedanken, die dahinter
stehen, kaum mehr präsent. Kopfschüt-
telnd wird Unverständnis signalisiert und
Weltfremdheit unterstellt, wenn man die-
se uralte pädagogische Idee, die mit
Namen wie Montessori, Petersen und
Jenaplan verbunden ist,  als möglichen
Lösungsansatz für heutige Fragen ansieht.
Die heutigen Grundschulklassen sind
doch schon heterogen genug, warum
„künstlich“ noch weitere Heterogenität
produzieren? Heutige Eltern und Lehrkräf-
te haben in ihrer eigenen Schulzeit oft nur
Jahrgangsklassen kennen gelernt und
können sich nicht vorstellen, wie Schule
anders funktionieren soll. Da wird doch
nichts gelernt, oder?

Bis vor dreißig Jahren waren jahrgangsge-
mischte Lerngruppen in Baden-Württem-
berg weit verbreitet. Durch die Auflösung
vieler kleiner Schulen verschwanden sie,
bis Ende der achtziger Jahre über 100 klei-
ne Grundschulen mit kombinierten Klas-
sen wieder eingerichtet wurden. Aller-
dings wird in der schulpädagogischen Lite-
ratur erst seit kurzem das Thema
„Jahrgangsmischung“ neu entdeckt, ganz
anders in der gesamten Vorschulpädago-
gik einschließlich der Kindergarten-
pädagogik, die seit langem Altersmi-
schung diskutiert und praktiziert. Seit der

Wende beschäftigen sich auch die neuen
Bundesländer intensiv damit. Interessant
in diesem Zusammenhang ist, dass Erzie-
herinnen in Kindertagesstätten ihre Be-
rufszufriedenheit bei altersgemischten
Gruppen höher einschätzen, obwohl sie
die Tätigkeit als schwieriger erachten.

Wenn man die Lebenswirklichkeiten heu-
tiger Kinder analysiert  und das beschreibt,
was Kinder entwicklungsgemäß brau-
chen, dann werden die Vorteile von jahr-
gangsgemischten Gruppierungen augen-
fällig. Die Möglichkeiten sozialen Lernens
werden erhöht: Ältere und  jüngere Kinder
lernen wechselseitig voneinander, Lernan-
reize werden erhöht, beim Lernen durch
Lehren werden Kenntnisse und Fähigkei-
ten vertieft. Im vorschulischen Bereich
zeigte sich, dass sich die Sprachentwick-
lung der Jüngeren beschleunigte, Leis-
tungsdruck und Machtkämpfe unter
Gleichaltrigen nachließen. Eine Untersu-
chung zur Altersmischung bei Kindern
zwischen 5 und 7 Jahren ergab, „dass Kin-
der, die in altersgemischten Gruppen leb-
ten, eine größere Vielfalt verfügbarer Rol-
len hatten, sich in ihrer Arbeitshaltung
besser entwickelten und zu ihren Erzie-
her/innen intensivere Beziehungen im
emotionalen Bereich herstellten.“ (Erath,
Paul: Theorie und Praxis der Sozialpädago-
gik nach: KiTa-Debatte, a.a.O., S. 34).

Erfahrungen aus Schulen, die mit jahr-
gangsübergreifenden Lerngruppen arbei-
ten, zeigen, dass Rollenstrukturen offener
sind, sich weniger verfestigen, rigide Rang-
ordnungen oder zementierte Außensei-
terpositionen eher selten sind. Motiviertes
und zielstrebiges Lernen sowie eine hohes
Maß an Hilfsbereitschaft im sozialen Be-
reich wie auch beim Lehren und Lernen,
zeichnen diese Lerngruppen aus. Das ein-
zelne Kind wird auf seinem aktuellen Lern-
und Entwicklungsstand eher akzeptiert. 

Natürlich heißt es – besonders beim jahr-
gangsgemischten Unterrichten – Ab-

schied nehmen vom gleichzeitigen und
gleichschrittigen Lernen aller Kinder am
gleichen Stoff. Schon der 84er Grundschul-
Bildungsplan forderte die intensive Be-
schäftigung mit einzelnen Kindern, die
Berücksichtigung der persönlichen Lern-
voraussetzungen und Eigenart, das früh-
zeitige Erkennen der Lernausgangslage.
Die individuelle Förderung von Kindern ist
eine zentrale Aufgabe der Grundschule
und auch im Bildungsplan für die Grund-
schule 1994 verankert. Dies setzt voraus,
„dass Lehrerinnen und Lehrer den Entwick-
lungsstand der einzelnen Kinder kennen
und die individuellen Lernprozesse genau
beobachten.“ (Bildungsplan Grundschule,
S. 12).

Die neue Generation der Bildungspläne
aus dem Jahre 94 sind Jahrgangspläne mit
Ausnahme der Klassenstufen 1 und 2. Der
Anfangsunterricht ist in einem jahr-
gangsübergreifenden Plan zusammenge-
fasst, der die Klassenstufen 1 und 2 um-
fasst. Die ersten beiden Schuljahre werden
pädagogisch und juristisch als Einheit ge-
sehen.

Neue Wege

Die Kultusministerkonferenz hat sich 1994
mit der Thematik des Einschulungsalters
und der Gestaltung der Schuleingangsstu-
fe befasst und den Schulausschuss beauf-
tragt, Optimierungsvorschläge zu unter-
breiten. Seitdem werden in gut der Hälfte
der Bundesländer Versuche zur Neustruk-
turierung des Schuleintritts und der Schul-
eingangsstufe vorbereitet bzw. durchge-
führt. Es sind vorwiegend die alten Bun-
desländer, die an einer Reihe von Schulen
verschiedene Erprobungen durchführen
(Hessen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz,
Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein,
Brandenburg,  Bremen, Hamburg).

In Baden-Württemberg wurde in einem 
2-Phasen-Programm der Einstieg in eine
Optimierung der Einschulungspraxis und
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eine Neustrukturierung der Schulein-
gangsstufe gemacht. In Phase I (ab Schul-
jahr 1996/1997) wurden an insgesamt
neun Schulen Erprobungen im Rahmen
der Inneren Schulentwicklung durchge-
führt. Die meisten Erprobungen befassten
sich mit einem besonderen Förderangebot
für zurückgestellte Kinder.

Zu Beginn des Schuljahres 1997/98 wurde
den Schulen Baden-Württembergs ein
ganzes Erprobungspaket zum Projekt
„Schulanfang auf neuen Wegen“ angebo-
ten; 169 Schulen beteiligen sich daran.

Durch die große Bandbreite der Modelle
(A,B,C) soll vielen Schulen auch unter-
schiedlicher Struktur- und Voraussetzungs-
lage eine Teilnahme an den Erprobungen
ermöglicht werden. Die Erprobungsphase
stellt somit zugleich einen Teil des Prozes-
ses der Verbesserung des Einschulungsmo-
dus und der Schuleingangsstufe sowie der
pädagogischen und didaktisch-methodi-
schen Weiterentwicklung des Anfangsun-
terrichts dar. Ein Team von Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftlern wird bei
den Modellen A und B wissenschaftliche
Begleituntersuchungen durchführen.

Modell A:
Jahrgangsübergreifende Eingangsstufe
mit variabler Verweildauer

Modell A wird an 39 Schulen erprobt. Es ist
ein jahrgangsübergreifendes Modell, das
die Klassenstufen 1 und 2 zu einer Lern-
gruppe zusammenfasst. Möglichst alle
schulpflichtigen Kinder werden ohne
Überprüfung der Schulfähigkeit einge-
schult, also auch die bisher zurückgestell-
ten Kinder. Die Schulneulinge stoßen zu ei-
ner Lerngruppe, die bereits ein Jahr zur
Schule geht. Die traditionellen Klassenstu-
fen 1 und 2 gibt es also nicht mehr, sondern
eine jahrgangsübergreifende Eingangs-
stufe, in der die Kinder je nach Lernzeitbe-
darf unterschiedlich lange verbleiben kön-
nen, ohne eine Klasse wiederholen zu

Zurückstellung und/oder Wiederholung
der Klassenstufe 1 oder 2 entstehen, wer-
den vermieden und psychologische Ein-
schulungsängste bei Eltern und Kindern
reduziert.

Da für ein sechsjähriges Kind ein Jahr –
entwicklungspsychologisch gesehen – ein
langer Zeitraum ist, bietet eine Variante
des Modells A einen zweiten Einschu-
lungstermin an. Zehn Schulen sind daran
beteiligt. Mehr überrascht als erfreut stel-
len Eltern oftmals zum Jahreswechsel fest,
dass ihr Kind eigentlich jetzt schon so weit
wäre. Es langweilt sich im Kindergarten
und zeigt immer größere Aufgeschlossen-
heit für schulische Dinge. Da kostet es
schon viel, es noch ein Dreivierteljahr hin-
zuhalten. Man kann davon ausgehen, dass
die unterjährige Einschulung eine kindge-
rechtere Möglichkeit darstellt. Aber auch
das wird in die wissenschaftliche Begleit-
untersuchung einbezogen.

Mit den A-Modellen wird also kein Druck
erzeugt, wie in der Diskussionsphase des
Projekts teilweise eingewandt wurde, das
Gegenteil ist der Fall: Die Kinder können
ihrem Lerntempo gemäß in einer jahr-
gangsgemischten Eingangsstufe unter-
schiedlich lange verweilen und ihre Sozial-
kompetenz erweitern und vertiefen. 

Modell B: 
Grundschulförderklasse neuen Zuschnitts

Dieses Modell sieht eine stärkere Verzah-
nung von Grundschulförderklasse und 
1. Schuljahr vor. Bestandteile dieses Modells
sind eine engere Kooperation des pädago-
gischen Personals der Grundschulförder-
klasse und der Klasse 1, gemeinsames Er-
stellen von Förderplänen, Austausch von
Kindern in beiden Gruppierungen sowie
die Einbeziehung weiterer pädagogischer
Fachkräfte. Auf welche Weise die 38 Schu-
len, die an der Erprobung beteiligt sind, die
inhaltliche, organisatorische und perso-
nelle Verzahnung vornehmen, wird die

müssen oder eine Klasse zu überspringen.
Die meisten Kinder werden für die Ein-
gangstufe – wie bisher – zwei Jahre benöti-
gen. Nach dem ersten Jahr in der Schule
empfangen sie die Schulanfänger und hel-
fen ihnen beim Eingewöhnen und Lernen
und all den tausend Sachen, von denen sie
selbst noch nicht so weit weg sind und des-
halb sehr genau wissen, wo der Schuh
drückt. Sie sind nämlich jetzt die Großen,
denn ein Teil der Lerngruppe, zu der sie da-
mals bei Schulbeginn gestoßen sind,
wechselte in Klassenstufe 3. Das eine oder
andere Kind, das erst ein Jahr in der Schule
ist, wird mit in die Klasse 3 gegangen sein.
Es ist bei einer ihm bekannten Gruppe von
Kindern und wechselt nur die Lehrerin
oder den Lehrer. Die belastende Ausnah-
mesituation, die durch ein Überspringen
entsteht, wird also minimiert. Nach zwei
Jahren Schule gehen die meisten Kinder in
die Klasse 3. Die Kinder, die drei Jahre für
die Eingangsstufe benötigen, bleiben bei
der gleichen Lehrkraft und bei den Kin-
dern, mit denen sie bereits ein Jahr zusam-
men sind und Freundschaften entwickelt
haben. Mit ihnen erwarten sie die Neuen.
Für die Neuen sind sie jetzt die Großen, die
Erfahrenen, eben diejenigen, die helfen,
dass das Einfinden und Lernen gut klappt.
Sie sind also nicht diejenigen, die erst im
zweiten Anlauf in die Schule gekommen
sind und nicht die Sitzenbleiber, was sich
mit Sicherheit besser auf das Selbstwert-
gefühl und die Lernmotivation auswirkt.
Als Wiederholer in einen gewachsenen
Klassenverband kommen, löst ungute Ge-
fühle aus, Angst, Lernhemmungen. Gera-
de bei einem kleinen Kind. Das erste Schul-
jahr kann zwar nur auf freiwilliger Basis
wiederholt werden, was heißt aber schon
„freiwillig“ bei einem Kind? Die Ängste,
der Verlust des sozialen Status, das mühse-
lige Erringen einer neuen Position in einer
festgefügten Gemeinschaft stellen Lern-
barrieren dar, die mit der Wiederholung ei-
ner Klasse verbunden sind, und bei einem
dreijährigen Verbleib in der Eingangsstufe
entfallen. Misserfolgserlebnisse, die durch
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spezifische lokale Situation zeigen. In ei-
ner durchschnittlichen Grundschulförder-
klasse befinden sich zurückgestellte Kin-
der, deren Förderbedarf vor Schuleintritt
festgestellt wurde und solche Kinder, die
ausgeschult wurden, das heißt, deren För-
derbedürftigkeit innerhalb des ersten
Halbjahres des 1. Schuljahres zu Tage trat.
Die festgestellten Probleme sind sehr un-
terschiedlicher Natur. Das Förderangebot
wird sich daran orientieren und sehr diffe-
renziert angelegt sein müssen. Ähnlich
breit gestreut sind die Lernvoraussetzun-
gen bei den für schulfähig gehaltenen
Erstklässlern. Auch hier müssen sich Un-
terricht, Lernangebote und Förderung an
einem breiten Spektrum von Fähigkeiten
und Interessen orientieren.

Die zu erprobende enge Verzahnung von
Grundschulförderklasse und 1. Schuljahr
kann nur auf der Schnittmenge des für
beide Gruppen festgestellten Förderbe-
darfs basieren. Die Förder- und Unter-
richtsvorhaben werden darauf abge-
stimmt. Der Anfangsunterricht wird so ge-
staltet, dass er mit einer größeren
Bandbreite von Kindern zurechtkommt,
dann verbringen zurückgestellte Kinder
nicht  mehr von vornherein ein ganzes Jahr
lang in der Grundschulförderklasse, son-
dern können früher, individuell und zeit-
lich gleitend, in die erste reguläre Klasse
überwechseln.

Eine Variante des B-Modells verfolgt einen
präventiven Ansatz, d.h. Kinder, bei denen
in der ersten Hälfte des letzten Kindergar-
tenjahrs festgestellt wird, dass möglicher-
weise an eine Zurückstellung zu denken
ist, kommen ein halbes Jahr vor der Ein-
schulung in eine Grundschulförderklasse,
werden im neuen Schuljahr regulär einge-
schult und erhalten flankierend im ersten
Schulhalbjahr ein zusätzliches Förderan-
gebot in der Grundschulförderklasse. 

Modell C: Erprobung von Einzelansätzen 

Im Rahmen des offen angelegten Modells
C erproben  über 90 Schulen Einzelmaß-
nahmen, die auf ihre speziellen Bedürfnis-
se zugeschnitten sind und Möglichkeiten
der Verbesserung der Einschulungsmoda-
litäten und des Anfangsunterrichts bieten.
Bereits vor der öffentlichen Diskussion be-
fassten sich Schulen beispielsweise mit
den pädagogischen Intentionen jahr-
gangsgemischter Lerngruppen, mit der
Weiterentwicklung der Kooperation zwi-
schen Kindergärten und Grundschule, mit
den Möglichkeiten des offenen Unter-
richts einschließlich klassenübergreifen-
der Projekte und vielem mehr.

Von der Intensivierung der Kooperationen
mit Kindergärten, Sonderschulpädago-
gen, Staatlichen Seminaren über Individu-
alisierungs- und Differenzierungsmaß-
nahmen mit Förderdiagnosen und Förder-
plänen, Rhythmisierung des Schulvormit-
tags bis hin zur Weiterentwicklung der
Schülerbeurteilung reichen die einzelnen
Vorhaben, die teilweise von den Schulen
auch gebündelt werden.

Neue Wege: wohin?

„Turbo-Grundschule, Sparmodell, Unruhe-
herd … “, auch mit solchen Vokabeln wird
das Projekt „Schulanfang auf neuen We-
gen“ bedacht. Sind diese neuen Wege ein
Einstieg zur Schulzeitverkürzung? In der
Tat muss man feststellen, dass die Zurück-
stellungspraxis neben anderen Faktoren
zu dem in Deutschland vergleichsweise
hohen Berufseintrittsalter beiträgt. In die-
sem Zusammenhang dürfen auch Proble-
me, die durch Überalterung entstehen,
nicht übersehen werden. Akzelerations-
maßnahmen - wie die kürzere Verweildau-
er in der Eingangsstufe bei den A-Model-
len, vorzeitige Einschulung und das Über-

springen von Klassen – sind für manche
Kinder die geeigneten Fördermaßnah-
men, die ihrem Entwicklungsstand und
ihrem speziellen Lern- und Leistungsver-
mögen entsprechen (siehe hierzu Neu-
haus-Siemon, Heinbokel, Stamm). Für die-
se Kinder ist eine Schulzeitverkürzung ei-
ne wichtige pädagogische Maßnahme,
um die Chancen einer persönlichen Ent-
wicklung zu verbessern. Es geht nicht um
eine generelle Schulzeitverkürzung. Es
geht um eine kindgerechte Einschulung
und Beschulung, flexibel orientiert an den
individuellen Voraussetzungen des Kin-
des. Kindgerecht bedeutet entwicklungs-
gerecht, wobei sehr wohl beachtet werden
muss, dass der Entwicklungsstand gleich-
altriger Kinder stark variiert mit zuneh-
mender Tendenz, und zwar in allen Berei-
chen. Die Grundschule muss sich dieser
Heterogenität stellen und öffnen. Der indi-
viduelle Blick ist der pädagogische bei die-
ser Thematik. Eine pädagogisch gestaltete
Schuleingangsstufe kann ein Modell sein
für eine gute Grundschule, für eine gute
Schule insgesamt. 

Wir stehen am Beginn des neuen Weges:
Pädagogische Konzepte der Einschulung
und des Anfangsunterrichts werden einer
mehrjährigen schulpraktischen Erprobung
unterzogen. Die Erfahrungen der Schulen
und der Eltern, die Ergebnisse der wissen-
schaftlichen Begleituntersuchung müssen
abgewartet werden, um dann zu entschei-
den, wie der Weg weitergehen soll. 

Verfasserin:
Christa Engemann, Referatsleiterin
„Vorschulische Bildung, Grundschulen,
Hauptschulen“ im Kultusministerium
Baden-Württemberg
in „Schulverwaltung Baden-Württem-
berg“, 10/97
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ie Erörterung der Frage rückt mit dem
Projekt „Schulanfang auf neuen Wegen“
erneut in den Vordergrund; auf Grund die-
ses aktuellen Bezugs soll das Problem der
Schulfähigkeit hier nicht in seiner ganzen
Breite entfaltet werden, sondern mit dem
Blick auf die Intention dieses Großprojekts
durchleuchtet werden mit dem Ziel, eine
Antwort zu finden, die einerseits der drei-
fachen Zielsetzung des Projekts gerecht
werden könnte1, andererseits aber den In-
teressen der in die Schule eintretenden
Kinder Priorität einräumt, denn weder die
Schulen sind um ihrer selbst willen da
noch das Projekt „Schulanfang auf neuen
Wegen“; beide verfolgen immanent das
Ziel, jedem Kind bestmögliche Bildungs-
chancen zu eröffnen. Aus diesem Grund
sind Pädagogik und Politik in gleicher Wei-
se gefordert.

Derzeitiger Erkenntnisstand

Der derzeitige Erkenntnisstand zur Frage
der Schulfähigkeit ist schrittweise erreicht
worden, wobei zuweilen auch Rückschrit-
te oder Stillstand zu verzeichnen waren.
Hier einige Schlaglichter2.

Comenius fand, ein Kind könne die Schule
besuchen, wenn es auf Fragen vernünftige
Antworten gebe; damit betont er den
Aspekt Denken und Sprachkompetenz.
Die Schulordnungen im 17. und 18. Jahr-
hundert machen mehr unterschiedliche
Altersangaben bezüglich des Schuleintrit-

tes; dies weist auf die Unterschiedlichkeit
der schulischen Anforderungsprofile hin.

Friedrich Fröbel entwirft nur wenige Mo-
nate vor seinem Tod (1852) das Konzept ei-
ner Vermittlungsschule, weil zwischen
Kindergarten und Schule eine zu große
Diskrepanz bestünde, die dem Kind große
Probleme beim Schuleintritt bereite; da-
mit ist das Prinzip der Bildungs- und Lern-
kontinuität in die pädagogische Diskus-
sion explizit eingebracht; diesem Prinzip
kommt im Rahmen des o.g. Projekts inso-
fern eine besondere Bedeutung zu, als es
den Blick auf den Bildungsprozess beim
Schuleintritt lenkt und die Altersfrage re-
lativiert.

Oswald Kroh definiert Schulfähigkeit (er
spricht noch von Schulreife) als „Bildbar-
keit in der Gruppe“ und macht damit auf-
merksam auf eine, seit es Schule gibt,
konstante Bedingung der Schule: Bildung
wird nicht im Einzelunterricht (Hausleh-
rer) initiiert, sondern im frontalen Massen-
unterricht (mit früher noch sehr hohen
Klassenfrequenzen auch im ersten Schul-
jahr) zu realisieren versucht. Kroh macht
uns so darauf aufmerksam, dass das sozia-
le Umfeld in der Schule den Bildungspro-
zess des Kindes mitbedingt.

Charlotte Bühler beschreibt Schulreife als
„Werkvollendungsstreben“ und hebt da-
mit die Rolle der Arbeitshaltung hervor;
diese Qualität sollte anstelle von Sprung-
haftigkeit, Ablenkbarkeit und dergleichen
beim Kind anzutreffen sein.

Der Arzt Zeller sah die Schulreife im Zu-
sammenhang mit dem Gestaltwandel des
Kindes, wie er sich im Alter von ca. 6 Jahren
(Zahnwechsel, Veränderung der Körper-
proportionen u. a.) vollzieht, und machte
damit auf den physiologisch-somatischen
Aspekt aufmerksam.

Auf dem Weg zum heutigen Erkenntnis-
stand betreffend Schulfähigkeit stellt der
Perspektivenwechsel weg von der Rei-
fungstheorie hin zur Begabungstheorie3

eine Art kopernikanische Wende dar.
Kemmler/Heckhausen haben nachgewie-
sen4, dass ein differenziertes Förderan-
gebot die Schulfähigkeit erreichen hilft.
Brand konnte zeigen, dass eine hohe Kor-
relation zwischen Zugehörigkeit zu einer
sozialen Schicht und Zurückstellung und
(späterem) Sitzenbleiben besteht. Die
Hoffnungen auf eine effiziente kompen-
satorische Erziehung mit dem unausge-
sprochenen Wunsch nach Homogenität
haben sich nicht erfüllt, schon gar nicht
durch die zeitweise stark favorisierten
äußeren Differenzierungsmaßnahmen
(streaming). Der Glaube an die Machbar-
keit des Kindes erwies sich als Irrglaube.
Auch die Schulreifetests erwiesen sich als
nur bedingt treffsicher in der Prognose5,
und die Zurückstellungsquoten sind regio-
nal so verschieden, dass das Problem der
Einschulung trotz aller Einzelfortschritte
weiterhin als nicht gelöst anzusehen ist.

Die zunehmend differenzierte Betrach-
tungsweise des Kindes, die sich im Laufe
der Jahrzehnte herausgebildet hatte, führ-
te zu einer weiteren wichtigen Erkenntnis:
Lebensalter und Entwicklungsalter sind
nicht identisch, d. h. die Lernfähigkeit (In-
telligenz, kognitive Stile ... ) ist nicht abso-

Zum Problem der Schulfähigkeit
Pädagogik und Politik sind in gleicher Weise gefordert

Die Frage, wann ein Kind in die Schule gehen soll, stellte sich von dem Augenblick an in ver-
schärfter Form, als die Schulpflicht durchgesetzt wurde (in Preußen seit 1794). In den Jahr-
hunderten davor musste die Frage zwar auch beantwortet werden; die Eltern hatten aber
einen größeren Entscheidungsspielraum und auch die Kinder entschieden nicht selten
selbst über ihren Schulbesuch, wie z. B. die Autobiographie von Thomas Platter (1507 ? – 1582)
zeigt.

Kurt Meiers

D
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lut mit dem Lebensalter gekoppelt, sodass
auch bei exakter Gleichaltrigkeit die Hete-
rogenität der kognitiven Leistungsfähig-
keit in jeder Schulklasse den Normalfall
darstellt. Im sozialen Bereich, wo das Ver-
halten wesentlich stärker durch Erfahrun-
gen geprägt ist, ist eine andere Sachlage
gegeben.

Auf der Grundlage sich immer wieder neu
formierender Erkenntnisse hat man wie-
derholt Versuche gemacht, Kinder früher
oder später einzuschulen, je nachdem ob
der Frühförderaspekt oder der Bewahr-
aspekt in den Vordergrund gerückt wurde,
ob man die Förderung des Kindes als Pro-
vokation des pädagogischen Handelns be-
trachtete oder ob man den Sitzenbleiber-
quotienten senken wollte. Letztlich sind
diese Versuche gescheitert, sodass zu
Recht vermutet werden kann: Sie griffen
alle zu kurz und haben offensichtlich We-
sentliches übersehen6.

Der heutige Erkenntnisstand lässt sich in
vier Sätzen formulieren:
1. Erziehungswissenschaft und Psychologie
sind sich bewusst, dass Schulfähigeit ein
multifaktorielles Gebilde ist mit den Fak-
toren
–  Körperlichkeit (relevant hinsichtlich der

Belastbarkeit)
–  Sozialfähigkeit (Bildbarkeit in der Grup-

pe)
–  Intellekt (Lernfähigkeit allgemeiner Art)
–  sachstruktureller Entwicklungsstand (be-

reichsspezifische Voraussetzungen; Heck-
hausen)

–  Persönlichkeit (Ich-Bewusstsein; Ich-Stär-
ke; Selbstbewusstsein)

–  metakognitive Fähigkeiten (Selbststeue-
rung, Planung, Kontrolle ... ).

Strebt einer dieser Faktoren gegen null, ist
die Schulfähigkeit insgesamt in Frage ge-
stellt. In ihrer Gesamtheit bilden sie das
Schulfähigkeitsprofil, das einen individuel-

Schulbesuch prognostiziert wird8. Die Fra-
ge nach dem Sinn der Tests besteht bis
heute darin, ob man mit ihrer Hilfe Kinder
selegieren und zurückstellen soll (in För-
dereinrichtungen einweisen), oder ob
man der Schule zumutet, durch ihr Ange-
bot eine Förderung zu bewirken, die ein
Scheitern reduziert.

4. Tendenziell verstärkt sich der Gedanke,
die Schule und ihre Anforderungen nicht
als absolut feststehende Größe zu sehen,
nach der sich das Kind zu richten (zu
strecken) habe, sondern als Institution mit
der Aufgabe, Kindern zu helfen, schulfähig
zu werden und ihre Lernfähigkeit weiter
zu entwickeln.

So wichtig die Aufgabe des Anfangsunter-
richts ist, die Kinder schulfähig zu machen,
so wichtig ist auch die andere Aufgabe, die
bereits schulfähigen und zum Teil hoch
leistungsfähigen Kinder weiter zu fördern.

Probleme

Trotz aller Erkenntnisse sind die prakti-
schen Probleme längst nicht gelöst; auch
das Modell von Nickel offeriert noch keine
Lösung. Wo um Lösungen gerungen wird,
werden folgende Begriffe und Überlegun-
gen weiterhin eine Rolle spielen:

•  Alter
Der Faktor Alter wird weiterhin eine Rolle
spielen; an Säuglinge, Dreijährige wird im
Zusammenhang mit der Einschulung
nicht gedacht, d.h.: Das Alter ist eine
Größe, die schuleintrittsrelevant ist, je-
doch nicht als die Schulfähigkeit garantie-
rende Größe zu sehen ist.

•  Voraussetzungen beim Kind
Auf bestimmte Voraussetzungen wird
man nicht verzichten können. Hier wird
die Diskussion weitergehen. Man sollte
aber deutlich unterscheiden zwischen
Wünschbarem („Das sollte ein Schulkind
können“) und Notwendigem.

len Charakter hat, da die Einzelfaktoren
bei jedem Kind auf unterschiedlichem
Niveau liegen. Es stellt sich von daher die
Frage, ob sich die Praxis mit der pauscha-
len Feststellung der Schulfähigkeit begnü-
gen darf oder auf einer genauen Kenntnis
des individuellen Schulfähigkeitsprofils
bestehen müsste.

2. Die Entscheidung darüber, was Schul-
fähigkeit heißt, steht in engstem Zusam-
menhang mit dem Anforderungsniveau
der Schule.

Dies hat Nickel7 in seinem „ökopsychologi-
schen Schulreife-Modell“ einsichtig und
gut überschaubar dargelegt. Auf der einen
Seite stehen die Einflüsse der Institutio-
nen Elternhaus und Kindergarten, durch
die die Fähigkeiten des Kindes in den o. g.
Bereichen gefördert werden; auf der ande-
ren Seite steht die Schule mit ihren An-
sprüchen, wie sie z.B. im Lehrplan und mit
dem Schulbetrieb und Unterricht gegeben
sind. Schraubt die Schule ihre Ansprüche
hoch (z.B.: Alle Kinder sollten lesen und
schreiben können), dürfte die Schulfähig-
keit nur von einer begrenzten Zahl sechs-
jähriger Kinder erreicht werden, d.h.:
Schulfähigkeit ist nicht allein vom Kind her
bestimmbar, das Anforderungsprofil der
Schule ist immer als Stellgröße mit enthal-
ten. Wird das Anforderungsprofil abge-
senkt, kann das Kind in jüngerem Alter in
die Schule eintreten (wie auch in den Kin-
dergarten); in der wechselvollen Geschich-
te der Einschulung hat sich offensichtlich
das Alter von 6 Jahren als sinnvoll erwie-
sen.

3. Schulfähigkeitsprüfungen sind Moment-
aufnahmen mit eingeschränkter prognos-
tischer Aussagekraft und sollten keine Se-
lektionsfunktion haben.

Die einschlägigen Tests sind zwar ständig
verbessert worden und erreichen Werte
von 90,0 %, mit denen der erfolgreiche
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•  Bildungsgerechtigkeit
Der Staat quasi als Schulmonopolist steht
in der Verantwortung, allen Kindern be-
reits am Beginn ihrer Schullaufbahn Ge-
rechtigkeit widerfahren zu lassen. Er will
dies auch, wie am Projekt sichtbar wird.

Dies ist nach dem derzeitigen Erkenntnis-
stand nur in einem hochgradig differen-
zierend-individualisierenden Unterrichts-
konzept möglich.

•  Begriffserweiterung
Der Schritt vom Begriff Schulreife zur
Schulfähigkeit war eine erste begriffliche
Erweiterung, weil er nicht mehr eng „prä-
zise“ definierte Kriterien vorgab, sondern
sich mit der allgemeinen Fähigkeit zur
Wahrnehmung des Erziehungs- und Bil-
dungsangebots der Schule befasste. Die
Distanzierung auch zum Schulfähigkeits-
begriff deutete sich bereits bei der Auf-
nahme der ausländischen Kinder in den
siebziger Jahren mit z.T. keinen deutschen
Sprachkenntnissen an und setzt sich mit
der Integrationsdiskussion in der Gegen-
wart fort.

•  Fazit
Als Fazit aus den vier genannten Problem-
bereichen ergibt sich
a) die Tendenz, dass der Schulfähigkeits-
begriff an Bedeutung relativiert wird zu-
gunsten des Faktors Alter,
b) dass die Notwendigkeit eines quali-
fiziert-spezifischen Bildungsangebots be-
reits zum Schulbeginn (Anfangsunter-
richt) sich immer stärker in den Vorder-
grund schiebt.

Kurz: Die künftige Diskussion sollte sich
auf die Frage der Bestimmung des schul-
pflichtigen Alters und der qualitativen Ver-
besserung und Umgestaltung des An-
fangsunterrichts, in dem primär nicht der

Begriff Schulfähigkeit, sondern der Begriff
Lernfähigkeit im Mittelpunkt steht, kon-
zentrieren. Damit spitzt sich die Diskus-
sion auf die Frage zu, ob Schulfähigkeit
primär begriffen wird als vom Kind zu er-
bringende Voraussetzung zum Besuch der
Schule oder als Herausforderung für die
Schule, jedes Kind ab einem bestimmten
Alter individuell zu fördern.

Umrisse einer Lösung

1. These: Jedes Kind, das ein bestimmtes
Alter (6 Jahre?) erreicht hat, ist schul-
pflichtig.

2. These: Die Aufgabe der Schule und des
Anfangsunterrichts ist es, a) die Kinder
schul- und unterrichtsfähig zu machen
und b) ihre individuelle Lernkompetenz
weiter zu fördern.

3. These: Die ersten beiden Jahre bilden
eine Einheit (mit fließenden Ein- und
Übertritten).

4. These: Die ersten beiden Schuljahre sind
personell und materiell so auszustatten,
dass die Schulfähigkeit individuell ange-
strebt, die erreichte Lernfähigkeit indivi-
duell weiter gefördert wird.

5. These: Das Problem der Einschulung
muss der isolierenden Betrachtung ent-
hoben und durch ein Konzept der Eltern-
bildung und Elterninformation, eine Ver-
besserung des Kindergartens und der
Erzieherinnenausbildung und eine Verbes-
serung des Kooperationskonzepts Kinder-
garten – Schule ergänzt werden.

Verfasser:
Prof. Dr. Kurt Meiers, 
Emeritus der PH Ludwigsburg
in „Schulintern“, 2/98

Anmerkungen

1 Vgl. Konzeptionspapier vom 10. Februar
1997, s. 9f.
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8 Welcher Erwachsene würde mit einer
Fluggesellschaft fliegen, die nur 90 %
ihrer Flugzeuge ins Ziel bringt?
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ährend in der Zeit der Bildungsreform
der 1970er-Jahre Vorschläge zur organisa-
torischen und strukturellen Erneuerung
des Bildungswesens, wie sie vom Deut-
schen Bildungsrat im „Strukturplan“ 1970
und von der Bund-Länder-Kommission für
Bildungsplanung im „Bildungsgesamt-
plan“ 1973 entwickelt wurden, im Mittel-
punkt des Reforminteresses standen, hat
sich in den letzten Jahren die schulpädago-
gische Diskussion stärker auf Fragen der
inneren Reform der Einzelschule konzen-
triert. Die in der schulpädagogischen Lite-
ratur nachvollziehbare Abwendung von
zentralstaatlich initiierten und gesteuer-
ten Reformvorhaben trifft für die Grund-
schule nur bedingt zu.

Hier laufen seit etwa 1993 in mehreren
Bundesländern, u. a. in Hessen, Baden-
Württemberg, Brandenburg, Bremen,
Rheinland-Pfalz Modellversuche, mit de-
nen in verschiedenen Varianten eine Neu-
strukturierung des Schulanfangs erprobt
werden soll. Vergleichbare Reforminitiati-
ven für den Übergang an weiterführende
Schulen am Ende der Grundschulzeit wie
für eine strukturelle Reform der Grund-
schule insgesamt existieren derzeit nicht.

Wenngleich die gegenwärtigen Modell-
versuche im Schuleingangsbereich in ih-
ren schulorganisatorischen und pädago-
gisch-didaktischen Konsequenzen nicht
deckungsgleich sind, können sie doch
ihrem Anspruch nach als Reaktion auf Ent-
wicklungstrends in der Einschulungspra-
xis verstanden werden, die in bildungspo-
litischen und grundschulpädagogischen
Kreisen als problematisch eingestuft wer-
den.

1. Problemlage

1. 1 Einschulungsalter
Ein Blick auf den Beginn der Schulpflicht
im europäischen Ausland verdeutlicht,
dass die Festlegung des Schuleintritts-
alters eine variable Größe innerhalb einer
bestimmten Bandbreite darstellt. Wäh-
rend in Frankreich und England die Kinder
im Alter von fünf Jahren eingeschult wer-
den, beginnt in den skandinavischen Län-
dern die Schulpflicht mit dem 7. Lebens-
jahr (vgl. Knörzer/Grass 1994, 77). Im Ver-
gleich dazu nimmt Deutschland mit der
1964 im Hamburger Abkommen getroffe-
nen bundeseinheitlichen Vereinbarung ei-
ne Mittelposition ein. Danach werden alle
Kinder schulpflichtig, wenn sie das 6. Le-
bensjahr vollendet haben, wobei der Stich-
tag auf den 30. Juni eines Jahres festgelegt
wurde. Nach dieser Regelung bewegt sich
das offizielle Schuleintrittsalter in
Deutschland zwischen 6,2 und 7,2 Jahren,
was gegenüber der vor 1955 gehandhab-
ten Praxis eine Anhebung des Einschu-
lungsalters um vier Monate bedeutet (vgl.
a.a.O.).

Wendet man sich dem faktischen Schul-
eintrittsalter in Deutschland zu, so bewegt
sich dieses seit Jahren im Durchschnitt
nach oben. Es liegt beispielsweise für Ba-
den-Württemberg nach einer kultusminis-
teriellen Pressemitteilung derzeit bei 6,7
Jahren, was im internationalen Vergleich
ein relativ hohes Einschulungsalter dar-
stellt (Pressemitteilung v. 8. 7. 1997). Die
allgemein zu beobachtende Alterszunah-
me der Schulanfänger erklärt sich aus der
bildungsstatistisch belegten Asymmetrie,
die zwischen den vorzeitig eingeschulten

und den vom Schulbesuch zurückgestell-
ten Kindern herrscht. Im Schuljahr 1993/94
belief sich die Quote der Zurückstellungen
im Bundesdurchschnitt auf 8,4 %, diejeni-
ge der vorzeitig Eingeschulten auf ledig-
lich 2,5 % aller Einschulungen, wobei
beachtliche regionale Schwankungen auf-
traten. Gemessen an der Gesamtzahl der
1993/94 eingeschulten Kinder betrug et-
wa in Schleswig-Holstein der Anteil der
Zurückgestellten 14 %, der vorzeitig Einge-
schulten 1,9 %. In Baden-Württemberg
wurden im selben Schuljahr 9,5 % zurück-
gestellt und 1,4 % vorzeitig eingeschult, in
Sachsen 9 % zurückgestellt und 1 % vorzei-
tig eingeschult, in Bayern 4,4 % zurückge-
stellt und 4,3 % vorzeitig eingeschult.1

Mit Ausnahme Bayerns fällt die in den Da-
ten dokumentierte Entwicklung insofern
erwartungswidrig aus, als in den beiden
letzten Jahrzehnten der Anfangsunter-
richt in der Grundschule eine Pädagogisie-
rung erfahren hat, wie sie sich etwa im
Verzicht auf Ziffernnoten oder in der zu-
nehmenden Praktizierung von kindorien-
tierten Lernformen konkretisiert. Wenn
dennoch die Zurückstellungen seit Jahren
auf einem durchschnittlich hohen Niveau
stagnieren und sie darüber hinaus keine
Garantie für eine erfolgreiche Bewälti-
gung der Grundschulzeit bieten, dann
verweist das auf die Veränderungsbedürf-
tigkeit der gegenwärtigen Einschulungs-
praxis, zumal in einer Zeit, in der von
Bildungspolitikern das im europäischen
Vergleich hohe Berufseintrittsalter in
Deutschland beklagt wird.

Schulanfang auf neuen Wegen – 
Der Modellversuch in Baden-Württemberg

W

Margarete Götz und Elisabeth Neuhaus-Siemon



Aufsätze zum Thema

61

1.2 Entwicklungsheterogenität
Neben den skizzierten Entwicklungs-
trends sprechen auch pädagogische Grün-
de für die Notwendigkeit von Innovatio-
nen im Bereich der Schuleingangsstufe.
Wie Sigrun Richter als Ergebnis der von ihr
referierten empirischen Befunde darlegt,
ist die Feststellung der Schulfähigkeit irr-
tums- und fehleranfällig und bietet daher
keine verlässliche Entscheidungsgrundla-
ge für die Aufnahme eines Kindes in die
Grundschule oder für seine Zurückwei-
sung vom Schulbesuch. Die Schulfähigkeit
als eine von allen schulpflichtigen Kindern
zu erfüllende Eingangsnorm der Grund-
schule wird zudem fragwürdig, wenn man
sich die Entwicklungsheterogenität heuti-
ger Schulanfänger vergegenwärtigt.

Bedingt durch die von der Soziologie kon-
statierten Individualisierungs- und Plurali-
sierungstenzenden in der Gesellschaft
werden der Grundschule in zunehmen-
dern Maße Kinder zugeführt, die sich weit
mehr als frühere Kindergenerationen in
ihrer sozialen, nationalen, religiösen und
kulturellen Herkunft unterscheiden und
demzufolge bei Schulbeginn beachtliche
Differenzen in ihrem Entwicklungsniveau
und ihren Lernvoraussetzungen aufwei-
sen. Der schulische Umgang mit dieser
Heterogenität, die sich durch die Bestre-
bungen zur Integration behinderter Kin-
der in die Grundschule noch vergrößert,
erfordert Flexibilität, Differenzierung und
Individualisierung sowohl hinsichtlich der
organisatorischen wie pädagogisch-didak-
tischen Ausgestaltung der Schuleingangs-
stufe. Diese Entwicklungsrichtung favori-
sieren die von der Kultusministerkon-
ferenz verabschiedeten Empfehlungen
zur Neugestaltung des Schuleingangsbe-
reiches, die den bildungspolitischen An-
stoß der derzeitigen Modellversuche mar-
kieren.

wie eine Erleichterung vorzeitiger Ein-
schulungen intendiert ist. Den bisher für
die Vollendung des 6. Lebensjahres auf
den 30. Juni festgesetzten Stichtag kön-
nen die Länder in Eigenregie nunmehr
zwischen dem 30. Juni und dem 30. Sep-
tember festlegen. Ihnen wird freigestellt,
über den bisher einmaligen Schuleintritts-
termin hinaus zusätzliche Einschulungs-
möglichkeiten während des Schuljahres
anzubieten.

Für die vorzeitige Einschulung gilt, dass „in
begründeten Ausnahmefällen“ auf Antrag
der Erziehungsberechtigten auch Kinder
dann in die erste Jahrgangsstufe aufge-
nommen werden können, wenn sie erst
nach dem 31. 12. das 6. Lebensjahr vollen-
den. Eine Zurückstellung vom Schulbesuch
soll im Ausnahmefall möglich sein und
zwar dann, „wenn zu erwarten ist, dass
eine Förderung im schulischen Rahmen
keine für die Entwicklung des Kindes güns-
tigeren Voraussetzungen schafft“, wobei
die Entscheidung über eine Zurückstel-
lung zeitlich nahe am Schuljahrsbeginn
getroffen werden soll.

Mit den beiden Empfehlungen der Kultus-
ministerkonferenz wurde bildungspoli-
tisch der Weg geebnet für die aktuellen
Modellversuche zur Neugestaltung des
Schulanfangs.

3. Der baden-württembergische
Modellversuch

3.1 Zielsetzung und Modelltypen
In einer ersten Phase des Modellversuchs
wurden im Schuljahr 1996/97 an ins-
gesamt neun Schulen erste Erprobungen
zur Neugestaltung des Schulanfangs
durchgeführt. Sie bezogen sich auf Einzel-
aspekte, wie auf die Verbesserung der
Kooperation von Grundschulen mit schul-
vorbereitenden Einrichtungen (in Baden-
Württemberg „Grundschulförderklassen“)
bzw. Kindergärten. Ein weiterer Schwer-
punkt lag in der Intensivierung von Eltern-

2. Die Empfehlungen der Kultusminister-
konferenz

Als Antwort auf die vorstehend skizzierte
Problemlage hat die Kultusministerkonfe-
renz bereits am 9. Dezember 1993 Empfeh-
lungen zur „Neustrukturierung des Schul-
anfangs“ herausgegeben, denen am 24. 10.
1997 „Empfehlungen zum Schulanfang“
folgten.

Nach der ersten Empfehlung besteht das
grundlegende Ziel für die Weiterentwick-
lung der Grundschule darin, „dass sie die
Schulfähigkeit nicht mehr voraussetzt,
sondern durch entsprechende Förderung
entwickelt“ (KMK 1993,4). Damit werden
Zurückstellungen ausgeschlossen, sodass
alle dem Gesetz nach schulpflichtigen Kin-
der fristgemäß eingeschult werden können.

Dem Anfangsunterricht fällt dabei die
Aufgabe zu, durch eine „stärker differen-
zierte und individualisierte Förderung, die
auch sozialpädagogische und sonder-
pädagogische Förderung einbezieht“, die
Schulfähigkeit der Kinder herzustellen,
was eine weitgehende Neuerung gegen-
über der bislang gängigen Regelpraxis be-
deutet.

Neben der Empfehlung, in den ersten bei-
den Schulstufen „auch jahrgangsübergrei-
fend“ zu arbeiten, fordert die Kultusminis-
terkonferenz eine Flexibilisierung der Ver-
weildauer in der Schuleingangsstufe, die
je nach dem individuellen Entwicklungs-
stand der Kinder zwischen ein und drei
Jahren variieren kann. Darüber hinaus soll
mehrmals im Schuljahresablauf eine Ein-
schulung ermöglicht werden, wobei an
zwei Einschulungstermine pro Schuljahr
gedacht wird.

Der im Oktober 1997 gefasste Beschluss
bezieht sich auf die bis dahin gültige Ge-
setzeslage zum Schulanfang. An ihr wer-
den Änderungen vorgenommen, mit de-
nen eine Lockerung der Stichtagsregelung
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informationsgesprächen, die an die Stelle
der in Schulberichten niedergelegten Leis-
tungsbeurteilung treten sollen.

Mit Beginn des Schuljahres 1997/98 be-
gann unter dem Titel „Schulanfang auf
neuen Wegen“ der groß angelegte Mo-
dellversuch zur organisatorischen und
pädagogischen Neugestaltung der Schul-
eingangsstufe. An ihm können sich die
Schulen des Landes auf freiwilliger Basis
beteiligen. Im Schuljahr 1997/98 meldeten
169 Grundschulen, im darauf folgenden
Schuljahr weitere 143 Grundschulen ihr In-
teresse an dem Schulversuch an, sodass
sich nach dem derzeitigen Informations-
stand insgesamt 304 Grundschulen an
dem Reformvorhaben beteiligen (vgl.
Böhme 1998).

Mit ihm wird die pädagogische Zielset-
zung verfolgt, für möglichst viele schul-
pflichtige Kinder einen Schulstart zu reali-
sieren, der sich an deren individuellen Ent-
wicklungs- und Lemvoraussetzungen
orientiert. Das soll erreicht werden durch
organisatorische, pädagogische und di-
daktische Maßnahmen, zu denen u. a. die
Flexibilisierung des Einschulungszeitpunk-
tes wie der Verweildauer in der Eingangs-
stufe gehören, die Einrichtung jahrgangs-
gemischter Lerngruppen, die Praktizierung
individualisierender Unterrichtsverfahren,
die gezielte Förderung lernschwacher und
hoch begabter Kinder und die Rhythmisie-
rung des Schultages.

Die Wirksamkeit der Maßnahmen wird in
zusammengefasster Bündelung im Rah-
men des Schulversuchs in drei Modell-
typen (A, B und C) erprobt.

Innerhalb des gesamten Reformprojektes
verbinden sich mit der Konzeption der
Schuleingangsstufe, die das Modell A re-
präsentiert, die weitreichendsten Innova-
tionsansprüche, da es nicht nur pädagogi-
sche, sondern auch schulorganisatorische
Veränderungen beinhaltet. Statt der ge-

trennten Klassenstufen 1 und 2 wird eine
jahrgangsübergreifende Eingangsstufe ein-
gerichtet. In sie werden alle schulpflichti-
gen Kinder ohne Überprüfung der Schul-
fähigkeit aufgenommen, sodass Zurück-
stellungen vermieden werden. Die Ver-
weildauer in der Eingangsstufe beträgt je
nach individuellem Lernzeitbedarf ein bis
drei Jahre. Es ist zu erwarten, dass die
Mehrzahl der Kinder wie bisher die Ziele
der Eingangsstufe nach zwei Jahren errei-
chen wird. Schüler, denen das nicht ge-
lingt, können ein Jahr länger in der Ein-
gangsstufe bleiben, ohne die Lerngruppe
zu wechseln oder eine Klasse zu wiederho-
len. Besonders leistungsfähige Kinder kön-
nen bereits nach einem Jahr in die 3. Klasse
aufrücken.

Beim Modell A treten zwei Varianten auf,
die sich in den Einschulungszyklen unter-
scheiden. Das Modell A 1 folgt der bisheri-
gen Regelpraxis und sieht einen jährlichen
Einschulungstermin im Herbst vor. Beim
Modell A 2 werden zwei Einschulungster-
mine im Schuljahresablauf angeboten, ei-
ner im Herbst und einer im Februar. Dem
halbjährlichen Einschulungszyklus liegt
die Überlegung zu Grunde, dass der Zeit-
raum von einem Jahr für die zur Einschu-

lung anstehende Altersgruppe entwick-
lungspsychologisch eine lange Zeitspanne
darstellt, die nicht ohne Förderung ver-
streichen sollte. Die Flexibilisierung des
Einschulungszeitpunktes eröffnet in grö-
ßerem Maße als bislang die Möglichkeit,
nach Maßgabe des individuellen Entwick-
lungsstandes des Kindes den Einschu-
lungstermin zu wählen.

Sowohl die zweimalige Einschulung wie
die Jahrgangsmischung bedingen eine
Unterrichtsorganisation, die von einem
Lernen im Gleichschritt abrückt. Daher
schließt das Modell A die Weiterentwick-
lung und Erprobung didaktisch-methodi-
scher Konzepte als ein ausdrückliches Ziel
des Schulversuchs mit ein.

In einem vonseiten des baden-württem-
bergischen Kultusministeriums veröffent-
lichten Bericht, der sich auf subjektive Er-
fahrungen von Lehrer/innen stützt, wird
die mit dem Modell A vollzogene Jahr-
gangsmischung als vorteilhaft einge-
schätzt. Sie begünstige ein leichteres und
schnelleres Einleben der Schulanfänger in
die neue Umgebung, fördere das Lernen
der Kinder von- und miteinander und wir-
ke sich darin positiv auf die Sozialerzie-
hung aus (vgl. Böhme 1998). Ob sich dieser
Eindruck auch durch die Ergebnisse der
wissenschaftlichen Begleitung bestätigen
lässt, muss abgewartet werden.

Mit dem Modell B „Grundschulförderklas-
sen neuen Zuschnitts“ ist die Absicht ver-
bunden, eine enge Verzahnung zwischen
der schulvorbereitenden Einrichtung und
dem 1. Schuljahr herzustellen. Kennzeich-
nend für diese Modellversion ist die inten-
sive Kooperation des Personals beider
Einrichtungen. Sie soll sich zum einen kon-
kretisieren im Erstellen gemeinsamer
Förderpläne für Kinder aus beiden Einrich-
tungen, zum anderen in einer zeitlich
flexiblen Regelung von Übergängen. Kin-
der in der schulvorbereitenden Einrich-
tung sollen in Abhängigkeit von ihrem in-
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dividuellen Entwicklungsfortschritt auch
während des Schuljahres in die erste Jahr-
gangsstufe überwechseln können. Umge-
kehrt soll es ebenso möglich sein, dass
Kinder des 1. Schuljahres zeitweise an För-
dermaßnahmen und -programmen der
Grundschulförderklasse teilnehmen.

Wie aus den bereits erwähnten Erfah-
rungsberichten von Schulen hervorgeht,
führen die praktizierten Kooperationsfor-
men in der Wahrnehmung der beteiligten
Lehrer/innen und Erzieher/innen zu mehr
Verständnis für die Arbeit der jeweils an-
deren Institution. Als besonders befriedi-
gende Erfahrung wird die Zusammen-
arbeit im Bereich der Diagnose und Förde-
rung gewertet (vgl. Böhme 1998).

Während das Modell B nur an Schulen mit
Grundschulförderklassen praktiziert wer-
den kann, setzt das Modell C die Existenz
einer solchen Einrichtung nicht voraus und
ist prinzipiell an allen Grundschulen durch-
führbar. Es konzentriert sich auf die Erpro-
bung innovativer Einzelmaßnahmen zur
Verbesserung der Einschulungspraxis wie
des Anfangsunterrichts. Dazu zählen u. a.
die Intensivierung der Kooperation zwi-
schen Grundschule und Kindergarten, der
Verzicht auf Zurückstellungen, die Einrich-
tung jahrgangsgemischter Klassen, die
Forcierung förderdiagnostischer, individu-
alisierender und differenzierender Maß-
nahmen, die Weiterentwicklung der
Schülerbeurteilung wie die Verstärkung
der Elternarbeit.

Von den drei Modelltypen hat das Modell
C den größten Zuspruch gefunden. Es wur-
de bisher von 169 Schulen gewählt. Am
Modell B beteiligen sich 71 Schulen, das
anspruchsvolle Modell A wird derzeit von
65 Grundschulen erprobt.

3.2 Wissenschaftliche Begleitung
Neben Hessen ist Baden-Württemberg
das einzige Bundesland, in dem der Schul-
versuch durch eine eigens vom Kultusmi-

Im Vergleich zu den derzeit in verschiede-
nen Bundesländern laufenden Modellver-
suchen zur Neugestaltung der Schulein-
gangsstufe ist der baden-württember-
gische sowohl im Umfang, in der Vielfalt
der Reformmaßnahmen und der Absiche-
rung ihrer Umsetzung als auch in der An-
zahl der beteiligten Grundschulen der
weitreichendste. Seiner Intention nach
stellt er insbesondere im Modelltyp A eine
Reforminitiative dar, die über die Pädago-
gik und Didaktik des Anfangsunterrichts
hinausgeht und eine organisatorische
Neukonzeption der Schuleingangsstufe
beinhaltet. Sollte sich diese empirisch be-
währen, ergeben sich daraus Folgeproble-
me für die Grundschule insgesamt. So ist
zu fragen, ob die im Modellversuch einbe-
schlossene Flexibilisierung des Einschu-
lungstermins wie auch die individuelle
Verweildauer nur auf die Schuleingangs-
stufe beschränkt bleiben kann und nicht
konsequenterweise eine Fortsetzung so-
wohl in den Jahrgangsstufen 3 und 4 wie
in der Flexibilisierung der Übertrittstermi-
ne an weiterführende Schulen erfahren
müsste.

Anmerkung:

1  Die Prozentangaben basieren auf dem
Zahlenmaterial des Statistischen Bun-
desamtes für das Schuljahr 1993/94 (vgl.
Statistisches Bundesamt 1994).

Verfasserinnen:
Prof. Dr. Margarete Götz und Prof. Dr. Elisa-
beth Neuhaus-Siemon in: „Beiträge zur
Reform der Grundschule“, Sonderband S 60.
Frankfurt 1999
Grundschulverband-Arbeitskreis GS e.V.

nisterium eingesetzte Projektgruppe wis-
senschaftlich begleitet wird. Sie arbeitet
seit Anfang 1997 unter der organisatori-
schen Federführung des baden-württem-
bergischen Landesinstituts für Erziehung
und Unterricht und besteht in ihrer perso-
nellen Zusammensetzung aus Schul-
pädagog/inn/en und Psycholog/inn/en,
die im universitären Bereich, der zweiten
Phase der Lehrerbildung und in der Bil-
dungsberatung tätig sind.

Die wissenschaftliche Begleitung erstreckt
sich auf die Modelle A und B. Ihr Ziel be-
steht in der Prüfung der Auswirkungen der
in den Modelltypen repräsentierten Ver-
änderungen der Schuleingangsstufe auf
den Lern- und Entwicklungsverlauf der
teilnehmenden Kinder, auf ihren Schul-
erfolg, auf die Unterrichtsgestaltung und
auf die Einstellung der Eltern und Lehrer/
innen bzw. Erzieher/innen zum veränder-
ten Schulanfang. Zu diesem Zwecke
wurde eine Vergleichsuntersuchung zur
bisherigen Praxis des Schulanfangs konzi-
piert, die mit Beginn des Schuljahres
1997/98 angelaufen ist und sich über meh-
rere Jahre hinweg erstrecken soll. Zur Erhe-
bung der Daten werden normierte Tests
und standardisierte Fragebogen einge-
setzt sowie Schulstatistiken ausgewertet.

Neben dem Team zur wissenschaftlichen
Begleitung des Schulversuchs wurden
zusätzliche projektunterstützende und 
-begleitende Gremien eingerichtet. Dazu
gehört eine im baden-württembergischen
Kultusministerium behördenintern einge-
richtete Arbeitsgruppe sowie ein Berater-
kreis, in dem die von dem Reformvorhaben
tangierten gesellschaftlichen Gruppierun-
gen, Organisationen und Institutionen ver-
treten sind, u. a. die Oberschulämter, die
Kommunen, die Kirchen und die schulna-
hen Verbände und Vereinigungen. Darüber
hinaus existieren an den vier Oberschul-
ämtern Baden-Württembergs Projekt-
gruppen, die auf regionaler Ebene die Um-
setzung des Schulversuchs koordinieren.
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ollen Erzieher/innen die Kinder ganz ge-
zielt auf die Schule vorbereiten? Wie ist die
Initiative „Schulanfang auf neuen Wegen“
zu verstehen? In einem Interview gab die
Ministerin Antwort auf Fragen, die ganz
besonders Erzieher/innen betreffen.

Ch. Merz: Als Ministerin für Kultus,
Jugend und Sport des Landes Baden-
Württemberg und Vizepräsidentin

der Kultusministerkonferenz bringen Sie,
Frau Dr. Schavan, neue Ideen in die Bil-
dungsdiskussion und plädieren für eine
flexiblere, möglichst auch frühere Ein-
schulung. Vor dieser Zeit gehen ja nun die
allermeisten Kinder in den Kindergarten
oder die Tagesstätte – unsere Leser/innen
interessiert ganz sicher Ihre Meinung zu
der alten Frage: Soll die Tagesstätte oder
der Kindergarten nun eigentlich mehr
Betreuungs- und Versorgungseinrichtung
sein, oder besteht nach wie vor der An-
spruch auf vorschulische Bildung?

Dr. A. Schavan: Ich finde, dass die Zeit
des Kindergartens vor allem eine Zeit
sein sollte, in der die Neugierde des

Kindes nicht ignoriert wird. Und da ist man
beim Thema Bildung. Wir haben ja in
Deutschland über lange Zeit so etwas wie
die Legende transportiert: Schule ist, je
später sie anfängt, umso kindgerechter. Bei
den Projekten zum „Schulanfang auf neu-
en Wegen“ stellen wir fest, dass es für viele
Kinder ein Segen ist, wenn wir beweglicher
werden. Viele Kinder stecken voller Neu-
gierde, voller Kraft und sollten nicht ge-
bremst werden. Ich glaube, dass diese For-
derung für die Grundschule in besonderer
Weise gilt – aber auch für die Zeit davor.

nicht als Bedrohung erfahren werden. Es
wird immer wichtiger, Kinder sehr bewusst
an die Gruppe heranzuführen und ihnen
die Erfahrung zu ermöglichen, dass man
als Teil dieser Gruppe etwas gestalten
kann, dass es positiv ist, sich einzubringen.
Eine zweite Forderung wäre, das Zusam-
menleben und die Auseinandersetzung
der Kinder mit Angehörigen aus anderen
Kulturen, also aus Familien mit ganz ande-
ren Familienstrukturen oder Leitbildern zu
fördern. Ich glaube, dass die interkulturel-
le Erziehung bereits im Kindergarten eine
große Rolle spielt. Ein drittes wichtiges Er-
ziehungsziel des Kindergartens hat mit
dem ersten zu tun. Unsere Kinder wachsen
in einer Gesellschaft auf, in der es unge-
wöhnlich viele Möglichkeiten gibt. Immer
mehr Möglichkeiten bedeuten immer
mehr Ablenkung, immer mehr Bilder, im-
mer mehr Informationen. Es ist von Beginn
an ganz wichtig, dass einem Kind geholfen
wird, sich zu konzentrieren, dass einem
Kind geholfen wird, mit dieser Vielfalt so
fertig zu werden, dass es sich im Grunde
nicht immer schon vom Folgenden ablen-
ken lässt, sondern darin unterstützt wird,
sich auf eine Situation ganz und gar einzu-
lassen. Ich glaube, Kindheit heute ist an-
strengender geworden, also muss man
möglichst früh anfangen, mit diesen An-
strengungen so fertig zu werden oder sie
so zu gestalten, dass daraus nicht unent-
wegt Stresssymptome entstehen.

Sie setzen damit ganz klar und trotz
immer wieder laut werdender For-
derungen nach gezielter Vorschul-

erziehung, wie wir sie ja beispielsweise
aus Frankreich kennen, auf Entwicklung

Stellen Sie sich demnach die Zeit in
Kindergarten oder Tagesstätte mehr
als eine leistungsfreie Zone vor?

Oder sehen Sie langfristig die Forderung
nach gezielter Vorbereitung der Vier- bis
Fünfjährigen auf die Schule?

Gezielt hinführen ja, das heißt für
mich vor allem wahrnehmen, was in
einem Kind steckt. Ich würde aber

die Kindergartenzeit nicht unter den Leis-
tungsbegriff stellen, sondern ihr das
pädagogische Etikett „Entfaltung und Vor-
bereitung“ anheften wollen. In diesen Ein-
richtungen sollte der Boden bereitet wer-
den für das, was dann in der Schule im Be-
reich der Leistungsmessung möglich ist.
Nicht umsonst haben wir ja auch in den
ersten zwei Grundschulklassen noch eine
besondere Form, in der wir sehr viel mehr
individuelle Lernfortschritte beschreiben.
Kindergarten und Tagesstätte sollten Lust
am Lernen machen, Neugierde unterstüt-
zen und das gemeinsam mit anderen Kin-
dern. Was ich in dieser Phase ganz wichtig
finde und was auch nicht in eine Leis-
tungskategorie gebracht werden kann, ist
sehr bewusstes soziales Lernen.

Das knüpft an meine nächste Frage
an: Welche Fähigkeiten halten Sie
für den Schuleintritt in eine Schule,

wie Sie sie sehen, die viel Beweglichkeit
und individuelle Entwicklung ermöglichen
soll, für grundlegend? Was sollen Erzieher/
innen im Rahmen eines leistungsfreien
Kindergartens fördern?

Mir fällt da erstens – angesichts der
wachsenden Zahl von Einzelkindern
– die Fähigkeit ein, sich in einer

Gruppe zurechtzufinden. Gruppe darf

„Schulanfang auf neuen Wegen“ – Was ändert sich
für Erzieher/innen?
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Ein Interview mit Kultusministerin Dr. Annette Schavan
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der Neugierde, Sozialkompetenz, Selbst-
bewusstsein – auf Grundvoraussetzungen
in der Persönlichkeit des Kindes?

Ich kann das durchaus nochmal ver-
stärken. Ich möchte davor warnen,
dass wir die Kategorien der Erwach-

senen einfach auf Kinder übertragen. Ich
glaube, es hat einen enormen Bildungs-
wert, wenn ich den Freiraum, den Raum
für Konzentration schaffe, in dem Kinder
sich entfalten können. Da ich selbst Erzie-
hungswissenschaftlerin bin, darf ich viel-
leicht einmal etwas zugespitzt sagen: Wir
dürfen nicht immer meinen, alles „päda-
gogisch wertvoll“ strukturieren und ver-
planen zu müssen. Nehmen Sie das Bei-
spiel des Abenteuerspielplatzes. Es ist
schon ein bisschen komisch, wenn Erwach-
sene Kindern ihr Abenteuer in Form eines
Abenteuerspielplatzes vorgeben wollen.
Wir sollten von dem Wunsch Abstand neh-
men, für Kinder sozusagen alles bis ins
Letzte zu steuern. Ich halte sehr viel davon,
dass Kinder nicht ständig in die Struktu-
ren, Thesen und Optimierungsstrategien
der Erwachsenen hineingezwängt wer-
den. Ich glaube, dass das unsere eigene
Kindheit stark unterscheidet von der Kind-
heit heute, dass wir auch einmal in Ruhe
gelassen wurden. Und dass in diesen Pha-
sen manches entstehen und reifen konnte,
was für Schule, Bildung und auch für das
Selbstbewusstsein wichtig ist.

Die Aktion „Schulanfang auf neuen
Wegen“, die eine flexiblere Hand-
habung der Einschulung befördern

möchte, hat nicht nur bei uns in Baden-
Württemberg, sondern auch in anderen
Bundesländern Verunsicherung ausgelöst,
und dies vor allem auch bei den Eltern. Mit
der Frage: „Wann ist denn nun der richtige
Zeitpunkt für mein Kind?“ werden dabei oft
zuerst die Erzieher/innen konfrontiert. Wie
sehen Sie die Rolle des Kindergartens oder
des/der Erzieher/s/in, die/der ja immerhin
das Kind zumeist drei Jahre begleitet und
auch institutionell kennt und erlebt hat?

Das Anliegen „Schulanfang auf neu-
en Wegen“ ist ein klassisches Feld der
Kooperation zwischen Grundschule

und Kindergarten. Deshalb sind in der Pro-
jektgruppe, die das Kultusministerium von
Baden-Württemberg dazu eingerichtet
hat, auch die Kindergärten vertreten. Der
Sinn des Ganzen kann nicht sein, generell
immer früher einzuschulen, sondern der
gegenläufigen Tendenz entgegenzuwir-
ken, die beinhaltete, dass immer später ein-
geschult, jedes zehnte Kind zurückgestellt
wurde. Also immer mehr Sieben-, ja sogar
Achtjährige, die ein ganzes Jahr oder zwei
ganze Jahre warten mussten. Mein Anlie-
gen ist, dass wir von dogmatischen Regeln
wegkommen, von einem einzigen Stichtag,
der alles entscheidet, einer Schuleignungs-
prüfung, die bereits im Frühjahr stattfin-
det, für einen Einschulungszeitpunkt, der
aber ein halbes Jahr später ist. Ein halbes
Jahr ist im Leben eines fünf- oder sechs-
jährigen Kindes eine sehr lange Zeit, in der
viel geschehen kann. Die Frage nach dem
richtigen Einschulungszeitpunkt muss
letztlich gemeinsam von denen beantwor-
tet werden, die mit dem Kind zu tun haben.
Und ich glaube, so wie wir eine Grundschul-
empfehlung haben, ist es auch sinnvoll,
dass Eltern ein Beratungsgespräch mit der
Erzieherin führen.

Also ist weiterhin Kooperation vor-
gesehen – auch noch ein Ausbau der
Kooperation?

Dr. A. Schavan: Selbstverständlich!
Kooperation ist natürlich ganz un-
terschiedlich entwickelt. Es gibt Ge-

meinden, es gibt Stadtteile, da funktio-
niert das wunderbar. Es gibt Schulen und
Kindergärten, da funktioniert es nicht. Das
hat oft mit Menschen zu tun. Natürlich kla-
gen Lehrer/innen wie Erzieher/innen über
den wachsenden Arbeitsanfall durch die
zunehmende Beratung von Eltern. Aber
der Schuleintritt ist eine sensible Angele-
genheit. Wir wollen die ganz bewusste Be-
schäftigung mit dem einzelnen Kind und

der Frage: Ist für dieses Kind jetzt der rich-
tige Zeitpunkt oder soll man lieber war-
ten? Hat dieses Kind eine Möglichkeit,
zum zweiten Schuljahr eingeschult zu
werden? Dazu ist eine intensive Zusam-
menarbeit zwischen Kindergarten, Schule
und Eltern die Voraussetzung.

Meinen Sie nicht, dass es nach ihrer
Innovation, die ja vielerorts durch-
aus Türen öffnet, aber andererseits

eben auch große Verunsicherung auslöst,
an der Zeit wäre, eine offizielle Handrei-
chung zum flexiblen Umgang und der in-
dividuellen Beurteilung des Kindes im Hin-
blick auf Schulreife herauszugeben?

Ich nehme das gern als Anregung für
unser Haus mit ganz sicher wird es
wichtig sein, daß die über 300 Schu-

len, die derzeit im Land Erfahrungen sam-
meln, die Ergebnisse zusammenfassen,
um für das Gespräch zwischen Kindergar-
ten, Schule und Eltern Hilfestellung zu ge-
ben. Es wird sicher nötig sein, zu Papier zu
bringen, was in einer solchen Entschei-
dungssituation bedeutsam ist.

Dabei wird eine Diskussion über Er-
ziehungsziele in unserer Gesellschaft
nicht außen vor bleiben können.

Die Frage, was schafft ein Kind und
was ist bei ihm möglich, wie können
wir ihm Stärke vermitteln oder seine

Stärke entfalten, auf dass es eine gewisse
Unabhängigkeit von äußeren Einflüssen
erwirbt, scheint mir für das kleinere Kind
und den Kindergarten eine Schlüsselfrage
zu werden. Dabei muss jeder von uns auf-
passen. Ich glaube, dass Kinder heute in
einer Weise angesprochen werden, die
ihnen kaum noch Möglichkeiten gibt, ein-
mal von sich aus zu erklären, was sie
denken, wann sie angesprochen werden
möchten und wann nicht. Ich wünsche mir
mehr Diskretion im Umgang mit dem
Kind, auch die Diskretion der Pädagogen.
Pädagogik kann äußerst indiskret sein.
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Das ist ein sehr interessanter Aspekt,
von dem ich mir wünsche, dass man
ihn in vielen pädagogischen Kreisen

diskutiert. Nun noch eine letzte Frage, die
für unsere Leser/innen interessant ist: Es
geht um die „betreute Grundschule“.
Natürlich kenne ich die Nöte vieler Mütter
und Väter. Da war das Kind bisher in einer
Tageseinrichtung sieben Stunden versorgt.
Jetzt kommt es in die Grundschule und hat
um zehn Uhr Schule aus. Der Bedarf nach
Betreuung steht außer Frage: Sie selbst
sind auch hier für flexible Lösungen; sehen
Sie hier ein Arbeitsgebiet für Erzieher/
innen oder soll die betreute Grundschule
allein von Lehrer/innen geleistet werden?

Nein, ich bin der Meinung, dass dies
auch ein Arbeitsfeld für Erzieher/in-
nen wäre. Wir produzieren natürlich

mit der Art von Schule – so wie wir sie ha-
ben mit ihrer nicht zu vermeidenden Un-
zuverlässigkeit – Unmengen an Familien-
problemen. Das ist nicht in Ordnung. Ich
glaube, dass das jetzt auch eine Chance ist,
die Grundschule nicht nur zum Arbeitsfeld
von Pädagogen/inn/en oder Lehrer/innen
zu machen, sondern die Erfahrungen und
die Kompetenz von Erzieher/innen mit
aufzunehmen. Im Grunde brauchen wir ja
nicht nur eine Betreuung über die Unter-
richtszeiten hinaus, sondern Standorte, an
denen es weitergeht, an denen es einen

sich positiv auf den Rhythmus der Kinder
und den Tagesrhythmus der Familie auswir-
ken. Ich bin da sehr entschlossen, denn die
Betreuung der Kinder muss für die Familien
grundsätzlich zuverlässiger werden.

Das lässt für den Berufsstand der Erzie-
her/innen hoffen, und es wäre schön,
wenn sich hier neue Wege auftun wür-
den. Frau Ministerin, ich danke Ihnen
sehr für dieses Gespräch.

in „Kindergarten heute – Zeitschrift für
Erziehung“, 5/99

Mittagstisch gibt, an denen es Hausaufga-
benhilfe gibt. Das wäre alles durch Leh-
rer/innen erstens nicht zu finanzieren,
zweitens würde ich den Erzieher/innen
ein interessantes Berufsfeld verschließen.
Wir müssen auch hier vielfältige Wege ge-
hen und bewusst zur Kenntnis nehmen,
dass die Welt nun mal sehr vielfältig ist.
Bei den verschiedensten Lösungen muss
auch klar sein, dass es sich um eine Dienst-
leistung handelt, für die viele Eltern auch
bereit sind zu bezahlen. Da kann vieles ge-
staltet werden, aber es ist wichtig, dass wir
diese Dienstleistung anbieten. Es würde

?
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er Schulanfang ist ein Familienereignis:
Für alle Familienmitglieder beginnt eine
neue Lebensphase. Hoffnungen und Erwar-
tungen, aber auch Sorge und Wehmut be-
gleiten den ersten Schultag. Optimale
Startbedingungen für das Kind beim Schul-
beginn zu schaffen, dazu sind alle Verant-
wortlichen verpflichtet, weil dies eine sen-
sible Zeit in der kindlichen Biografie ist.

Der Stichtag für den Beginn der Schul-
pflicht ist in Deutschland seit 35 Jahren ge-
nerell der 30. Juni. Wer dann sechs Jahre alt
ist, muss nach den Sommerferien in die
Schule. Zuvor, als der Schuljahresbeginn
nach Ostern lag, begann die Schulpflicht
mit dem 1. April für alle Kinder, die bis zum
30. Juni das sechste Lebensjahr vollendet
hatten. Automatisch waren damit viele
Fünfjährige in den ersten Klassen.

Die Problematik der Schulreifeprognose
zeigen die vielen Untersuchungen, die um
dieses Thema kreisen und bis in die zwan-
ziger Jahre zurückreichen. Sie machten die
Schulfähigkeit ausschließlich am Kind fest.
Ob ein Kind „schulreif“ oder besser „schul-
fähig“ ist, hängt aber nicht allein vom Ent-
wicklungsstand des Kindes und seinen
geistigen und sozialen Fähigkeiten ab,
sondern ebenso von der Schule. Wenn die
Schule auf die Entwicklungslage des ein-
zelnen Kindes eingeht und die individuell
nötige Zeit zum Lernen und persönlichen
Entfalten gibt, dann können durchaus
auch Fünfjährige eingeschult werden. Wie
neugierig sind Kinder mit fünf? Mit wie
viel Eifer packen sie Dinge an? Ganz abge-
sehen davon, dass mittlerweile bekannt
ist, dass die Lernfreude um das fünfte Le-
bensjahr herum sehr hoch ist und später
wieder abfällt. 

Drei Fragen sind es, die mit dem Schulan-
fang bildungspolitisch verbunden sind:

•  die Frage nach dem individuell richtigen
Einschulungszeitpunkt; 

•  die Frage nach der pädagogischen und
didaktisch-methodischen Weiterentwick-
lung des Unterrichts und

•  die Frage nach strukturellen Änderun-
gen und Flexibilisierungen. 

Wenn man Angehörige der heutigen El-
tern- und Großelterngeneration fragt, wie
alt sie waren, als sie zur Schule kamen,
kommt ganz selbstverständlich die Ant-
wort „sechs Jahre“. Bei den Eltern heute ist
es allerdings nicht mehr durchgängig der
Fall. Und es ist keine große Ausnahme bei
der jetzigen Schülergeneration, wenn Kin-
der bei der Einschulung ihren siebten Ge-
burtstag bereits hinter sich hatten. 

Deutschland im europäischen Vergleich

Die Einschulung mit fünf, wie sie in vielen
anderen europäischen Ländern praktiziert
wird, ist aber in Deutschland gar nicht das
Problem. Ein Problem ist vielmehr, dass es
zu Beginn der siebziger Jahre einen abrup-
ten Anstieg des Einschulungsalters gab,
der zum einen mit der Verlegung des
Schuljahresbeginns zusammenhing, zum
größeren Teil aber damit, dass immer
mehr Kinder zurückgestellt wurden. Das
durchschnittliche Einschulungsalter in
Deutschland liegt deshalb näher an sieben
als an sechs Jahren. Über zwanzig Jahre
lang wurde jedes zehnte schulpflichtige
Kind nicht eingeschult. Und dies obwohl
beispielsweise in Baden-Württemberg die
jüngsten schulpflichtigen Erstklässler zu
Beginn ihrer Schulzeit fast sechseinviertel

Jahre alt sind. Die im Juli, August und An-
fang September geborenen Kinder sind
bereits im achten Lebensjahr, wenn sie in
die erste Klasse kommen. 

Die Diskussionen um das relativ hohe Ein-
schulungsalter sowie die langen Schul-
und Ausbildungszeiten, die Deutschland
im Vergleich zu den europäischen Nach-
barn hat, veranlasste die Kultusminister-
konferenz im Oktober 1997, eine Locke-
rung der Stichtagsregelung zu empfehlen.
Die Länder können nun eine Stichtagsver-
legung vornehmen oder auch einen zwei-
ten Stichtag einführen. Baden-Württem-
berg hat dies sofort verwirklicht. Damit
wird dem Kind kein Stück Kindheit ge-
raubt, im Gegenteil: Es wurde damit auf
die Unterschiedlichkeit der heutigen Kin-
der, auf die Unterschiede im Entwicklungs-
stand und in den Lernvoraussetzungen,
auf die Verschiedenheit der Lebenslagen
und kulturell-ethnischen Lebensweisen
reagiert.

Wenn die Einschulung nicht mehr mit
dem Risiko des Misserfolgs verbunden ist,
wenn es der Schule gelingt, sich auf die Be-
dürfnisse der Kinder einzustellen, dann
wollen Eltern ihre Kinder auch nicht mehr
so häufig ein Jahr länger vor der Schule
„bewahren“. 

Das heißt, wir müssen die Schuleingangs-
stufe so verändern, dass jedem Kind die in-
dividuell nötige Zeit eingeräumt wird,
ohne dass es zurückgestellt werden muss
oder eine Klassenstufe wiederholt, ohne
dass seine Kraft gebremst wird und seine
Wissbegierde und Lernfreude verloren
gehen.

„Sollen Kinder ab 5 Jahren in die Schule gehen?“

D

Dr. Annette Schavan, 
Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg
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Beispiel Baden-Württemberg

Das baden-württembergische Schulgesetz
lässt bereits seit dreißig Jahren eine Ein-
schulung noch nicht schulpflichtiger Kin-
der – ohne Altersbegrenzung – zu. Um
noch mehr Flexibilität zu erreichen, wur-
den 1997 in Baden-Württemberg das
Schulgesetz und 1998 die Grundschulver-
setzungsordnung geändert: 

•  Die Antragsstellung für eine vorzeitige
Einschulung wurde erleichtert. 

•  Es besteht die Möglichkeit der Direktein-
schulung in Klasse 2.

•  Das Überspringen einer Klasse wird fle-
xibel gehandhabt.

•  Eltern können ihre Kinder, die zwischen
dem 1. Juli und 30. September sechs Jahre
alt werden, zur Schule anmelden. Durch
die Schulanmeldung bekommen diese
Kinder den Status eines Schulkindes. 

In den Schulen und in der Elternschaft ist
ein Umdenkungsprozess in Gang gekom-
men, sodass eine späte Einschulung nicht
mehr von vornherein als positiver Start
einer Schulkarriere angesehen wird. Ins-
gesamt kündigt sich ein Stimmungsum-
schwung an: Die Quote der zurückgestell-
ten Kinder konnte in Baden-Württemberg
von 10,4 Prozent im Schuljahr 1993/94 auf
6,2 Prozent im Schuljahr 1998/99 gesenkt
werden. Die Zahl der vorzeitigen Einschu-
lungen ist von damals 1,4 Prozent auf jetzt
6,1 Prozent angestiegen.

motiviert und zielstrebig und besitzen ein
hohes Maß an Hilfsbereitschaft.

Da für ein sechsjähriges Kind die Zeit von
einem Jahr entwicklungspsychologisch ei-
ne große Zeitspanne darstellt, begünstigt
ein zweiter Einschulungstermin zum Schul-
halbjahr eine noch stärkere Anpassung an
den individuellen Entwicklungsverlauf des
Kindes. Bis jetzt erproben achtzehn Schu-
len diese Möglichkeit mit positiven Erfah-
rungen und guter Resonanz bei den Eltern.
Zur Eingewöhnung brauchten diese Kin-
der nur kurze Zeit - auch dank der schuler-
fahrenen Mitschülerinnen und Mitschüler.

Kinder heute unterscheiden sich in ihren
Lebenslagen erheblich stärker als früher.
Der Schuleintritt ist eine sensible Angele-
genheit, deshalb muss die Frage nach dem
richtigen Einschulungszeitpunkt gemein-
sam mit denen beantwortet werden, die
mit dem Kind zu tun haben. Letztlich
kommt es aber darauf an, wie Schule den
Bedürfnissen der Kinder gerecht wird. Eine
flexible Einschulungspraxis, verbunden
mit einem optimierten Anfangsunterricht,
ist eine wichtige Voraussetzung dafür und
ein zentrales Element einer zukunftsfähi-
gen Grundschule.

Einschulung ab fünf Jahren: Ja, wenn die
Voraussetzungen beim einzelnen Kind ge-
geben sind und Schule sich darauf ein-
stellt.

in „Grundschule“, 5/2000

Vor ein paar Jahren wurden in einigen
Bundesländern Modellversuche zur Re-
form der Einschulungspraxis und Verbes-
serung des Anfangsunterrichts eingelei-
tet. Baden-Württemberg hat im Schuljahr
1996/97 mit ersten Erprobungen begon-
nen, startete 1997/98 mit 169 Schulen und
drei verschiedenen Modelltypen das um-
fangreichste Erprobungsprogramm in der
Bundesrepublik. Mittlerweile beteiligen
sich über 400 Grundschulen an diesem
auch hinsichtlich der strukturellen und
pädagogischen Veränderungen am weit-
gehendsten Modellversuch „Schulanfang
auf neuen Wegen“. 

In einem der Modelltypen werden die Klas-
senstufen eins und zwei zu einer jahr-
gangsgemischten Eingangsstufe zusam-
mengelegt, die variabel absolviert werden
kann je nach persönlichem Lernzeitbedarf:
Manche Kinder können nach einem Jahr
gleich in die dritte Klasse, andere brau-
chen die üblichen zwei Jahre. Diejenigen,
die länger brauchen, haben noch ein drit-
tes Jahr. Belastende Ausnahmesituationen
durch Überspringen oder Wiederholen ei-
ner Klasse werden dadurch vermieden.

Erste Erfahrungen zeigen, dass die sozia-
len und kognitiven Lernentwicklungsmög-
lichkeiten in der jahrgangsgemischten
Eingangsstufe höher sind, allerdings auch
eine hohe Kompetenz der Lehrkräfte vo-
raussetzen. Übereinstimmend wird be-
richtet, dass in jahrgangsgemischten Lern-
gruppen sich die Schulneulinge sehr viel
schneller und problemloser in der Schule
zurechtfinden. Die Kinder lernen sehr
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er Name ist zum Markenzeichen für ba-
den-wüttembergische Bildungspolitik ge-
worden: „Schulanfang auf neuen Wegen“.
Was dahinter steckt, zeigt eine Videopro-
duktion des Südwestrundfunks, die in 
SWR 3 gesendet wurde.

„Schulanfang auf neuen Wegen“ ist auf-
grund der hohen Zahl der beteiligten
Schulen das größte Innovationsfeld in
Baden-Württembergs Grundschulen. Im
Zentrum des breit angelegten Schulversu-
ches steht die Weiterentwicklung organi-
satorischer und didaktisch-methodischer
Konzepte in der Grundschule. Den fle-
xiblen Einschulungstermin – zweimal im
Jahr, im Februar und im September – bie-
ten zahlreiche Grundschulen des Landes
an. Die Kinder, die im Februar eingeschult
werden, kommen in eine bereits beste-
hende Klasse hinein. Dadurch ergibt sich
eine jahrgangsgemischte Eingangsstufe
aus Klasse 1 und 2, in der die Mädchen und
Jungen zwischen einem und drei Jahren
verweilen können. Sitzenbleiben gibt es
nicht mehr – ein psychologisch wichtiger
Aspekt für die Kleinen.

Das eigene Lerntempo bestimmen

Der 30-minütige Film zeigt unter anderem
am Beispiel der Grundschule Wolfarts-
weier, Stadtkreis Karlsruhe, wie individuel-
le Lernformen in einem offenen Unterricht
auf die Kinder wirken: die Schülerinnen
und Schüler bekommen so bereits ganz
am Anfang ihrer „Schulkarriere“ vermit-
telt, wie sie selbstständig arbeiten können
und das in ihrem eigenen Lerntempo. 

Bemerkenswert ist auch das „Helfersys-
tem“, das sich zwischen den älteren
Schulanfängern und den „Frischlingen“
entwickelt. 

Der Film zeigt außerdem die neuen Zu-
schnitte der Grundschulförderklassen:
Eine starke Verzahnung mit der 1. Klasse
bringt Vorteile. Die Kinder können ganz
nach ihren individuellen Fähigkeiten und
zeitlich gleitend von der Grundschulför-
derklasse in die 1. Klasse wechseln.

Wie kommen die Beteiligten mit der ver-
änderten Grundschule zurecht? Was
bringt der offene Unterricht und die ver-
stärkte Sozialerziehung des neuen Schul-
modells? Wie geht es nach dem Modellver-
such weiter? Antworten auf diese Fragen
gibt’s im O-Ton von betroffenen Kindern,
Eltern, Lehrkräften und von Kultusministe-
rin Annette Schavan. 

Zum Inhalt

Unter dem Motto „Schulanfang auf neuen
Wegen“ starteten 1996 zahlreiche Grund-

schulen in Baden-Württemberg Erprobun-
gen zur Verbesserung der Einschulungspra-
xis und des Anfangsunterrichts. Dazu gehört
mehr zeitliche Flexibilität sowie die Berück-
sichtigung des individuellen Lernstandes
und der individuellen Lernfortschritte.

Der Film veranschaulicht die baden-würt-
tembergische Grundschule der Zukunft mit
ihrer neuen Eingangspraxis und einem ver-
änderten Unterricht. Interviews mit Lehr-
kräften, Schulleitungen, Eltern, Kindern
und Frau Kultusministerin Dr. Schavan er-
gänzen und vertiefen das Gesehene.

1. Schulanfänger kommen mit ihrer Schul-
tüte und ihren Eltern im Schneegestöber
zur Schule. Nach 300 Jahren Einschulung
zu einem Termin gibt es in Michelbach
erstmals eine zusätzliche Einschulung im
Februar. Auch die Lindenschule Hohen-
acker in Waiblingen schult zweimal im
Jahr ein. Die Zuschauer erleben die familiä-
re Aufnahmefeier und die erste Arbeit der
Neuen im Kreis ihrer älteren Klassenkame-
raden, die bereits schon ein bis zwei Jahre
Schule hinter sich haben: Hinführung zur
Wochenplanarbeit und die Hilfe ihrer Mit-
schüler bei den ersten Lernversuchen
(Modell A2).

2. Die jahrgangsübergreifende Modellklas-
se in der Grundschule Wolfartsweier (Erst-
und Zweitklässler) steht im Mittelpunkt
der folgenden Filmsequenz. Die Kamera
begleitet Anna und Daniela durch ihren
Vormittag. Er beginnt mit einer offenen
Anfangsphase. Der Morgenkreis schließt
sich an, in dem die Mädchen und Jungen
erzählen und ihr Lieblingsbuch vorstellen
können. Danach holen sich alle an der
Lerntheke ihre individuellen Arbeitsmate-
rialien und arbeiten allein, zu zweit oder in

Video zum Schulversuch:
„Schultüten zweimal im Jahr – Schulanfang auf neuen Wegen“

D
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der Gruppe, ein wesentliches Element des
Modells A1. Unterricht meint jedoch nicht
nur die offenen (schülerorientierten), son-
dern auch die geschlossenen (lehrerge-
lenkten) Phasen.

Im Teamteaching führen die Lehrer/innen
die Erstklässler/innen einmal in den Zah-
lenraum 20 ein, während die Zweitkläss-
ler/innen lernen, wie dividiert wird.

Die Erziehungspartnerschaft zwischen
Schule und Eltern dokumentiert eine Hos-
pitation von Eltern. Diese äußern sich zur
neuen Grundschule und zum veränderten
Grundschulunterricht.

3. Eine enge Verzahnung von Grundschul-
förderklasse und 1. Schuljahr bzw. gezielte
Fördermaßnahmen für Kinder, die noch
Defizite in der Motorik, in der Wahrneh-
mung oder in der Sprache haben, zeigt der
folgende Filmteil: eine Grundschulförder-
klasse im Freispiel und in der Freiarbeit
(Grundschule Marbach), einen gelenkten
Unterricht für Förderschüler/innen und
Mädchen und Jungen der Kl. 1 und 2 (Mar-
bach), das gemeinsame Lernen außerhalb
der Schule (Anne-Frank-Grundschule, Of-
fenburg) und eine gezielte Kleingruppen-
förderung (ebenfalls Offenburg, Modell B).

4. Im Rahmen des offen angelegten Mo-
dells C erproben Schulen in eigener Regie
Einzelmaßnahmen, die auf ihre speziellen
Bedürfnisse zugeschnitten sind. Dazu
gehört in der Grundschule Waldorfhäslach
die Kooperation mit dem Kindergarten:

Drittklässler dramatisieren eine lustige
Geschichte für die Kindergartenkinder,
anschließend holen sie die Kindergarten-
kinder in ihre Klasse, basteln Brettspiele
und entwickeln gemeinsam die Spielre-
geln. Eine Teambesprechung zwischen Er-
zieher/innen und Lehrer/innen schließt
sich an, bevor der Film mit einem schu-
lischen Abschlussritual in der Grundschule
von Wolfartsweier endet.

richt verlangt flexible Planung und intensi-
ve Absprachen, nicht nur zwischen den
Lehrkräften, sondern auch zwischen ihnen
und den Schülerinnen und Schülern.

Weitere Kennzeichen:

Offene Anfangsphase
Für die Erstklässler ist ein sanfter Einstieg
in das Schulleben besonders wichtig. Es er-
leichtert ihnen den Übergang vom Kinder-
garten und Elternhaus zum Schulbetrieb.
Im gleitenden Tagesanfang entscheiden
die Kinder selbst, was sie in der ersten hal-
ben Zeitstunde im Klassenraum tun wol-
len. Sie erhalten so die Möglichkeit, sich
vor der gelenkten Arbeitsphase zu sam-
meln, innere Spannungen abzubauen und
eine bessere Aufnahmefähigkeit und Lern-
bereitschaft zu entwickeln.

Rhythmisierung des Unterrichts und Ab-
kehr vom fächerfixierten 45-Minuten-Takt
Der Wechsel von Lern- und Spielphasen. Ein
Wechsel von Phasen lehrgangs- und fach-
bezogenen Lernens mit Phasen freier Tätig-
keit. Schulisches Lernen und kindliches
Spiel werden miteinander verflochten.
Spiel ist die wichtigste Aktivität des Kindes
im Vor- und Grundschulalter. Im Spiel kann
es seine Gefühle ausdrücken, ohne den an-
deren zu kränken, kann es sich entspannen,
schafft es soziale Kontakte, kann es lachen.
Daneben gibt es die Phasen zentrierten
Arbeitens und gelenkten Lernens.

Zu dieser Art des rhythmisierten Unter-
richtsvormittags passt das starre Schema

Zur Didaktik

Das Projekt „Schulanfang auf neuen We-
gen“ erprobt auf der Grundlage von drei
Modellen die Eingangsphase einer zeit-
gemäßen Grundschule. Mit diesem Pro-
jekt soll die Grundschule noch kindgerech-
ter gestaltet werden, „denn nicht die Kin-
der müssen schulgeeignet gemacht
werden, sondern die Schule kindgerecht“
(Ministerin Dr. Schavan).

Modell A
•  Variable Verweildauer von 1 bis 3 Jahren
•  Altersgemischte Lerngruppe
•  Integration möglichst aller Kinder
•  Weniger Zurückstellungen
•  Mehr vorzeitige Einschulungen

Modell B
•  Enge Verzahnung von Grundschulför-

derklasse und 1. Schuljahr
•  Gemeinsame Förderpläne und Förder-

maßnahmen
•  Enge Kooperation von Erzieher/innen

und Lehrer/innen
•  Austausch von Kindern in beiden Rich-

tungen
•  Enger Kontakt mit den Eltern

Modell C – Einzelansätze
•  z.B. Elterngespräch statt Halbjahresin-

formation
•  Feste Öffnungszeiten pro Tag
•  Kooperation zwischen Grundschule und

Kindergarten

Kennzeichnend für eine kind- und zeit-
gemäße Grundschule ist die Öffnung des
Unterrichts. Danach werden Inhalt, Durch-
führung und Verlauf des Unterrichts nicht
so sehr von den Lehrkräften bestimmt, son-
dern von den Interessen, Lernbedürfnissen
und Fertigkeiten der Kinder geleitet. Zum
offenen Unterricht gehört die Freiarbeit
ebenso wie der Wochenplan, das Statio-
nenlernen oder die Projektarbeit. Gelernt
wird allein, zu zweit oder in einer Klein-
gruppe. Zur Lernatmosphäre im offenen
Unterricht gehören Rituale. Offener Unter-

Das Video „Schultüten zweimal im
Jahr – Schulanfang auf neuen We-
gen“ kann in Baden-Württemberg
bei der Landesbildstelle Württem-
berg, Rotenbergstr. 111, 70190 Stutt-
gart, in den anderen Bundesländern
bei den Landesbildstellen unter der
Mediennummer 42 83698 zum Preis
von DM 16,– erworben werden.
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des 45-Minuten-Takts nicht mehr. In der
modernen Grundschule zerhackt kein
Klingelzeichen mehr den Unterricht.
Wenn die Konzentration nachlässt, gibt es
eine Pause. Der starre 45-Minuten-Takt ist
durch flexiblere Lernabschnitte ersetzt. Ist
ein Kind müde, kann es sich mit einem
Buch zurückziehen. Erholung gibt es nach

Bedarf, um die natürliche Lernfreude zu er-
halten. Dazu gehört auch das gemeinsa-
me Frühstück. So bietet ein rhythmisierter
Schulalltag kindgerechtere Möglichkeiten
für Ruhe und Bewegung, Lernen und Mu-
se, für Arbeit und Spiel, für Alleinsein und
Zusammenarbeit.



ünfhundert Grundschulen beteiligen sich
derzeit am Projekt „Schulanfang auf neuen
Wegen“, das mit drei verschiedenen Mo-
dellen schon jetzt eine kindgerechtere
Schuleingangsstufe zulässt. Es ist die um-
fangreichste und breitest gefächerte Erpro-
bung zur Reform der Einschulungspraxis in
der Bundesrepublik.

Schulen und Eltern fangen an umzuden-
ken: Eine späte Einschulung wird nicht
mehr von vornherein als positiver Start ei-
ner Schulkarriere angesehen. Die Zahlen
belegen es: Wurde zwei Jahrzehnte lang
jedes zehnte schulpflichtige Kind nicht
altersentsprechend eingeschult, ist in Ba-
den-Württemberg die Zurückstellungs-

quote von 10,4 Prozent im Schuljahr 1993/94
auf 6,8 Prozent im Schuljahr 1999/2000
gesunken. Die Zahl der vorzeitigen Ein-
schulungen ist von damals 1,4 Prozent auf
jetzt 8,5 Prozent angestiegen. Damit zeigt
das 1997/1998 gestartete Programm be-
achtliche Erfolge. Auch der zweite Einschu-
lungstermin im Frühjahr ist bei Kindern,
Eltern und Lehrkräften anerkannt. Darü-
ber hinaus werden in jahrgangsübergrei-
fenden Lerngruppen belastende Ausnah-
mesituationen wie das Wiederholen oder
Überspringen einer Klasse vermieden.
„Wir bleiben noch ein Jahr da“, oder: „Die
bleiben noch ein Jahr bei uns“, heißt es bei
den Kindern.

Die große Bandbreite der Möglichkeiten,
die den Schulen bei diesem Projekt insge-
samt eröffnet wird, hat viele ermutigt, sich
mit Teilbereichen der Einschulung und des
Anfangsunterrichts zu beschäftigen. So
sind Auswirkungen auf das Rollenver-
ständnis der Lehrkräfte deutlich: Der
Teamgedanke ist stärker geworden, sei es
unter den Lehrkräften oder in der Zusam-
menarbeit mit dem Personal der Grund-
schulförderklassen.

„Familienklassen“ fördern Leistung 
und Sozialverhalten

Olivia Hertsch wurde am 2. Februar 1999 in
die „Familienklasse“, wie jahrgangsge-
mischte Klassen 1 und 2 in Langenargen
genannt werden, eingeschult. Dass sie ein
außerordentliches soziales Verhalten ge-
genüber allen Kindern zeigt, gefällt ihrer
Mutter besonders. Nach eineinhalb Jahren
Familienklasse wechselte Olivia mit einem
Wissensstand, mit dem Beate Hertsch
mehr als zufrieden war, in die normale
dritte Klasse. Dort hatte sie keinerlei Pro-
bleme sich einzufügen. Die Mutter ist von
diesem Modell begeistert: „Ich kann Eltern
diese Familienklassen nur empfehlen.“
Auch Uwe Czura-Rubröder ist fest über-
zeugt, dass die Modell-Klasse für seine
Tochter Amelie die richtige Wahl gewesen
ist. Sie wurde regulär im Herbst 1999 ein-
geschult und freute sich sehr auf die „Neu-
en“, die im Frühjahr dazustießen. Darin
sieht Uwe Czura-Rubröder eine geschickte
Möglichkeit, Sozialverhalten einzuüben
und frühzeitig Verantwortung zu lernen.
Seine Anerkennung gilt den Lehrkräften,
die sehr flexibel sein und eine breite Palet-
te von Unterrichtsmethoden beherrschen
müssen.

72

Aufsätze zum Thema

Schulanfang auf neuen Wegen macht Schule
Erweiterter Schuleingang ist ein Gewinn für Kinder, Eltern und Lehrkräfte
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Petra Neugebauers Tochter Elisabeth, ein-
geschult im September 1997 in Reutlingen,
„hat sich im Unterricht sehr wohlgefühlt,
da dieser in hervorragender Weise auf
Lerntempo und -weise der einzelnen Schü-
lerinnen und Schüler abgestimmt war“.
Das Konzept hat die Mutter so überzeugt,
dass die jüngere Schwester Johanna seit
September 1999 ebenfalls eine jahrgangs-
gemischte Lerngruppe besucht.

102 Grundschulen praktizieren in diesem
Schuljahr das jahrgangsübergreifende Mo-
dell, 27 davon bieten einen zweiten Ein-
schulungstermin an. Die Kinder durchlau-
fen im Allgemeinen im ersten halben Jahr
eine beschleunigte Lernentwicklung. Be-
sondere Hilfsbereitschaft, Lernfreude und
Leistungsbereitschaft werden beobachtet.
„Sich gegenseitig Aufgaben erklären und
eigenes Wissen weitergeben wird täglich
geübt“, betont die Eduard-Mörike-Grund-
schule in Böblingen.

Wissenschaftliche Begleitung

Die Jahrgangsmischung, die als hervor-
stechende Neuerung den baden-würt-
tembergischen Modellversuch auch im
Ländervergleich kennzeichnet, bestärkt –
so der Zwischenbericht der wissenschaft-
lichen Begleituntersuchung im Oktober
2000 – die Lehrkräfte, häufiger ein breites
Spektrum von Sozial- und Unterrichtsfor-
men anzuwenden. In den jahrgangsüber-
greifenden Erprobungsklassen kommen
offene Unterrichtsformen nachgewiesen
häufiger zur Anwendung als bei den Ver-

gleichsklassen. Bei den schulischen Leis-
tungen im Lesen, Schreiben und Sprach-
verstehen sowie bei den Zeugnisnoten in
Deutsch und Mathematik zeigt sich ten-
denziell eher eine Überlegenheit der Kin-
der, die eine Erprobungsklasse im jahr-
gangsübergreifenden Modell besuchen.

Grundschulförderklassen 
neuen Zuschnitts

In dem Modell Grundschulförderklassen
neuen Zuschnitts wird die Förderklasse für
zurückgestellte Kinder eng mit dem ersten
Schuljahr verzahnt. Ein flexibler Übergang
während des Schuljahres in die erste Klas-
se ist möglich. Gemeinsame Turnstunden,
Projekte, Ausflüge und Feste lassen Ge-
meinschaftsgefühl aufkommen und füh-
ren zu vielen Freundschaften. Dies erleich-
tert auch den Wechsel in die erste Klasse,
der manchmal schon kurz nach Beginn des
Schuljahrs erfolgt. Nicht überall gelingt
dies allerdings problemlos. Manche Eltern
zögern, in anderen Fällen wäre die Ein-
schulung mit einem Ortswechsel verbun-
den. Durch die enge Kooperation entstehen
gemeinsam erstellte Förderprogramme
für Kinder der Grundschulförderklassen,
Kinder der ersten Klassen und sogar für ge-
mischte Gruppen. Laut Zwischenbericht
der wissenschaftlichen Begleitung sehen
die Lehrkräfte der Modellklassen die Schär-
fung der eigenen Wahrnehmung für Lern-
schwächen und Lernstärken der Schülerin-
nen und Schüler als größten Vorteil an.
Das Personal der Grundschulförderklassen
betrachtet es als besonderen Gewinn, ver-

stärkt Einblick in Lerninhalte, Lernmetho-
den und Lerntechniken zu erhalten. Die
Bonlandenschule in Waghäusel, eine
Grund- und Hauptschule mit Werkreal-
schule, stellt fest: „Das Teilen der Aufga-
ben und das Mittragen der Verantwortung
im schwierigen Diagnose- und Förderbe-
reich war und ist für uns eine besonders
positive und befriedigende Erfahrung die-
ses Modells.“

Zwischenbilanz
„Auf der Grundlage der bisherigen Befra-
gungsergebnisse kann dem Modellver-
such ein innovationsauslösender und sta-
bilisierender Effekt im Bereich der didak-
tisch-methodischen Gestaltung des Anfangs-
unterrichts bescheinigt werden«, so die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler. Mit dem Projekt werden zugleich auch
neue Formen der Kooperation erprobt.
„Aus Kollegialität wird Teambewusstsein“,
beobachtet Schulleiterin Cornelia Frank.
Klassenzimmer und Schultüren haben sich
durch das Projekt „Schulanfang auf neuen
Wegen“ weiter geöffnet. Mit Teambe-
wusstsein, Kontaktbereitschaft und rhyth-
misiertem Unterrichtsalltag ist dieses Pro-
jekt auch ein pädagogischer Türöffner für
die verlässliche Grundschule.

Christa Engemann
Referatsleiterin „Vorschulische Bildung,
Grundschulen, Hauptschulen“ im Kultus-
ministerium Baden-Württemberg
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ie Schularten „Grundschule“ und „Haupt-
schule“ sind durch pädagogische, didak-
tisch-methodische und strukturelle The-
men in besonderer Weise miteinander ver-
bunden. Wie ein roter Faden ziehen sich
Themen wie Förderung eines heteroge-
nen Leistungsspektrums, Vielfalt von Le-
benslagen, Lernstandsdiagnosen, Lernbe-
einträchtigungen, kulturelle, begabungs-
gerechte und soziale Integration, Respekt
vor der kindlichen Persönlichkeit und Per-
sönlichkeitsentwicklung durch beide Schul-
arten. 

Aus diesem Grund wurden die Reformkon-
zepte „Grundschule der Zukunft“ und
IMPULSE Hauptschule nicht additiv oder
gar isoliert entwickelt, sondern sind inhalt-
lich und strukturell aufeinander bezogen.
Die innere Klammer beider Reformkon-
zepte ist die Orientierung an den Voraus-
setzungen und Bildungsbedürfnissen der
Kinder und Jugendlichen. Nicht die Einpas-
sung der Kinder und Jugendlichen in die
Schularten Grundschule und Hauptschule
ist das Ziel, sondern die kind- und leis-
tungsgerechte Grundschule, die kind- und
jugendorientierte und leistungsgerechte
Hauptschule .

Beispielhaft seien die beiden Eingangsstu-
fenprojekte „Schulanfang auf neuen We-
gen“ und „Guter Start in die Hauptschule“
genannt. Von den Kernzielen her, bis hi-
nein in die Modelltypen und die Projektor-
ganisation und -evaluation sind diese Re-
formprojekte bewusst analog konzipiert. 

Die A-Modelle der Projekte „Schulanfang
auf neuen Wegen“ und „Guter Start in der
Hauptschule“ sind als Eingangsstufen so
strukturiert, dass die Klassen 1 und 2 bzw. 

5 und 6 eine organisatorische und pädago-
gische Einheit bilden. Die Kinder im Pro-
jekt „Schulanfang auf neuen Wegen“ und
die Schülerinnen und Schüler im Projekt
„Guter Start in der Hauptschule“ können
in jahrgangsübergreifenden Lerngruppen
je nach Lernzeitbedarf unterschiedlich lan-
ge in den Eingangsstufen verweilen, ohne
beispielsweise den Stempel des Sitzenblei-
bens aufgedrückt zu bekommen. Wie Er-
fahrungen der Schulen zeigen, wird die so-
ziale und kognitive Entwicklung der Kin-
der in diesen Projekten in besonderer
Weise gefördert und die Persönlichkeits-
entwicklung und -stabilisierung positiv
beeinflusst. 

Das Projekt „Guter Start 
in der Hauptschule“

Begannen im Schuljahr 1998/99 über 350
Hauptschulen in Baden-Württemberg mit
Erprobungen zur Verbesserung der Ein-
gangsstufe (Klassen 5 und 6), sind es mitt-
lerweile über doppelt so viele.

Zielsetzungen des Projekts „Guter Start in
der Hauptschule“ sind eine stärkere
pädagogische Ausrichtung der Eingangs-
stufe, Stabilisierung der Schülerpersön-
lichkeit und Steigerung der individuellen
Leistungsfähigkeit. Dazu sollen flexible
Strukturelemente, wie temporäre persön-
lichkeitsentwickelnde und interessenori-
entierte Angebote als integrativer Be-
standteil der Stundentafel, eingebunden
werden.

Das Projekt „Guter Start in der Hauptschu-
le“ ist einer der Kernpunkte des Reform-
konzepts „IMPULSE Hauptschule“. Weitere
sind die Projekte „Erfolg in der Hauptschu-

le“ und „Leistungsmessung in der Haupt-
schule“. Das Reformpaket wird durch An-
passungen des Bildungsplanes abgerun-
det.

Zielsetzungen der Erprobungen

Bildungspolitische Zielsetzungen
•  Entwicklung und pädagogische Ausprä-

gung der Hauptschule zu einer Schule,
die allen Hauptschülerinnen und -schü-
lern gerecht wird

•  Ausweisung von Kern- und Wahlmodu-
len im Bildungsplan Hauptschule

•  Sicherung der Grundfertigkeiten und
Schlüsselqualifikationen

•  Verbesserung der Ausbildungsfähigkeit
aller Hauptschülerinnen und Haupt-
schüler durch Prophylaxe-Maßnahmen
in der Orientierungsstufe

•  Senkung der Quote der Englischabbre-
cher

•  Senkung der Quote der Hauptschulab-
brecher und der Hauptschulabgänger
ohne Abschluss.

Pädagogische Zielsetzung

Stärkere pädagogische Ausrichtung 
der Orientierungsstufe der Hauptschule
durch
•  Flexibilisierung der Verweildauer in der

Orientierungsstufe
•  Flexibilisierung der Stundentafel
•  stufenübergreifenden Einsatz der GHS-

Lehrerinnen und -Lehrer
•  Stärkung des Klassenlehrerprinzips
•  lern-, interessen- und persönlichkeits-

entwickelnde Schülerangebote
•  Stabilisierung des Selbstkonzepts.

Christa Engemann

Die Gemeinsamkeiten der Projekte „Schulanfang auf neuen Wegen“
und „Guter Start in der Hauptschule“

D
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Didaktisch-methodische Zielsetzung 

Didaktisch-methodische Weiterentwick-
lung der Orientierungsstufe und des
Unterrichts der Hauptschule, zur Errei-
chung o. g. pädagogischer Zielsetzungen.
Dabei kommen schüler- wie lehrerbezo-
gene und strukturelle Maßnahmen zum
Tragen: 
•  verstärkte Anwendung individualisie-

render und kooperativer Lernformen
•  verstärkte Vermittlung von Arbeitstech-

niken
•  partielle Vorbereitung und Durchfüh-

rung von Unterricht durch Schülerteams
•  Erstellung von Lernstandsdiagnosen

und Förderplänen
•  Optimierung der diagnostischen und er-

zieherischen Fähigkeiten der Lehrkräfte.

Beschreibung der Erprobungsmodelle

Seit Schuljahr 1998/99 können Haupt-
schulen aus einem Erprobungspaket mit
drei Modellen wählen, je nach Vorausset-
zungslage und Bedingungen vor Ort. Da-
bei wird in bewusster Analogie zu den der-
zeitigen Erprobungen in der Eingangs-
stufe der Grundschule (Schulanfang auf
neuen Wegen) die Unterscheidung von 
A-, B- und C-Modell gewählt:

A-Modell:  jahrgangsübergreifendes
Modell, 

B-Modell:  Jahrgangsklassen neuen
Zuschnitts, 

C-Modell:  Einzelansätze und Einzel-
maßnahmen. 

Den Schulen stehen drei Modelle zur Wahl:

Modell A: Jahrgangsübergreifende Ein-
gangsstufe mit variabler Verweildauer

Dieses Modell fasst die Klassenstufen 5
und 6 zu einer Hauptschul-Eingangsstufe
zusammen und ist besonders geeignet für
die über 100 kleinen Hauptschulen, die be-
reits in einzelnen Fächern (i. d. R. in Sport,
Musik, Bildende Kunst) Klassen kombinie-
ren. In dieser jahrgangsübergreifenden
Eingangsstufe können die Kinder unter-

schiedlich lange verbleiben, je nachdem,
wie viel Lernzeit und Förderung sie benöti-
gen. Die meisten werden zwei Jahre dazu
brauchen, manche Kinder drei Jahre, ohne
den Stempel des Sitzenbleibens aufge-
drückt zu bekommen. Die Eingangsstufe
5/6 wirkt damit zugleich als Puffer, der ei-
ne Leistungs-Synchronisierung zulässt,
ohne dass eine Klassenwiederholung
nötig wird.

Einige wenige werden die Eingangsstufe
auch in einem Jahr bewältigen können.
Jahrgangsgemischtes Lernen, dem lange
das Stigma der wenig leistungsfähigen
Lernorganisation anhaftete, wird unter
pädagogischen und motivationalen und
damit leistungssteigernden Aspekten wie-
der neu diskutiert, und zwar sowohl in der
Eingangsstufe der Grundschule, wie auch
für die Grundschule insgesamt. Im Kinder-
gartenbereich geschieht dies schon länger.
Auch für die Hauptschule sollen die Vortei-
le jahrgangsübergreifenden Lernens ge-
nutzt werden: Das Voneinanderlernen, der
Lern-Ansporn, Rücksichtnahme, aber auch
neue Lernerfahrungen, wenn man ande-
ren etwas beibringt. Natürlich heißt es da-
bei Abschied nehmen vom gleichschritti-
gen Lehren und Lernen, müssen flexible
Organisationsformen gefunden werden.
Der jahrgangsübergreifende Unterricht
eröffnet eine neue Perspektive im sozial-
emotionalen Lernen wie auch neuer Zu-
griffe zu den verschiedenen Lerngegen-
ständen der Orientierungsstufe.

An kleinen Grund- und Hauptschulen und
kleinen Hauptschulen sollen künftig die
Klassenstufen 5 und 6 bzw. 7 und 8 ver-
mehrt kombiniert werden. Kleine Systeme
bieten den Schülerinnen und Schülern
mehr Geborgenheit, Orientierung und
Halt als dies in großen Systemen der Fall
ist. Trotzdem werden die pädagogischen
Vorteile von sog. kombinierten Klassen,
besser jahrgangübergreifenden Lerngrup-
pen, nicht bzw. nicht mehr gesehen. 

Das pädagogische Gedankengut ver-
knüpft mit Namen wie Montessori, Peter
Petersen und Jena-Plan, den Reform-
pädagogen, wurde mit der stärkeren Aus-
richtung der Hauptschule an den anderen
weiterführenden Schularten verschüttet.
Kombinierte Klassen an Hauptschulen gel-
ten oftmals als weniger leistungsfähig.
Von einander unabhängige Untersuchun-
gen des Landesinstituts für Erziehung und
Unterricht Stuttgart und der Pädagogi-
schen Hochschule Schwäbisch Gmünd
zeigten aber eindeutig, dass die Leistun-
gen in kombinierten Klassen gegenüber
Jahrgangsklassen nicht abfallen. 

Modell B: Jahrgangsklassen neuen
Zuschnitts

Die Jahrgangsklassen neuen Zuschnitts
zielen wie Modell A auf pädagogische,
didaktisch-methodische und organisatori-
sche Änderungen ab, ohne die Jahrgangs-
stufen aufzubrechen.

Zur Entwicklung, Stärkung und Erweite-
rung der Fach-, Sozial- und Methodenkom-
petenz werden u.a.

•  Lerntechniken trainiert, 
•  individuelle Förderpläne erstellt,
•  selbstorganisierte Lernphasen in den

Stundenplan integriert,
•  zusätzliche, gemeinschaftsfördernde Ak-

tivitäten angeboten,
•  persönlichkeitsentwickelnde Maßnahmen

getroffen und
•  ein erweiterter Zeitrahmen zur Verfü-

gung gestellt.

Modell C: Erprobung von Einzelmaß-
nahmen

Im Rahmen des offen angelegten Modells C
können Schulen Einzelmaßnahmen erpro-
ben, die auf ihre speziellen Bedürfnisse zu-
geschnitten sind. Die im folgenden ge-
nannten Ansätze werden punktuell von
Schulen bereits aufgegriffen. Die Liste
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kann von Schulen mit eigenen Ideen und
Vorhaben erweitert werden; eine Bünde-
lung verschiedener Punkte ist andererseits
genauso möglich. Diese Einzelmaßnah-
men und Einzelansätze sind weitgehend
als integrative Bestandteile der A- und B-
Modelle zu verstehen. Sie können auch zu
Varianten des A-Modells oder der B-Model-
le führen. Jeder Einzelansatz für sich ge-
nommen bietet aber einen Einstieg in die
Neuorientierung der Eingangsstufe der
Hauptschule.

•  Computereinsatz als ein in die Fächer
integriertes Lern- und Arbeitsmedium
über ITG hinaus 

•  Integrativer Englischunterricht zur Stei-
gerung der Sprachfertigkeit

•  Individualisierende und kooperative Un-
terrichtsformen

•  Freies Arbeiten und Projektunterricht 

•  klassenbezogene, klassenübergreifende
und klassenauflösende Projekte bzw.
Kurssysteme

•  Schüler unterrichten Schüler 
•  Rhythmisierung und Gestaltung des

Schultages und des Schuljahres unter
besonderer Akzentuierung der ersten
Schulwochen 

•  Gemeinschaftsstiftende und persönlich-
keitsfördernde Aktivitäten durch Schul-
landheimaufenthalte zu Beginn oder
Ende des Schuljahres 

•  Lernstandsdiagnosen und Förderpläne 
•  Schülerlernwerkstätten
•  Theaterpädagogische Elemente als inte-

grativer Bestandteil des fächerverbin-
denden Unterrichts 

•  Zusammenarbeit mit Eltern, Entwick-
lung von Erziehungspartnerschaften

•  Intensivierung von Kooperationen, z. B.
mit Grundschulen, Sonderschulen, Bera-

tungslehrpersonen, Jugendhilfe, Arbeits-
stellen Kooperation, Schulpsychologi-
sche Beratungsstellen, Schulträgern,
Kirchen, Staatlichen Seminaren für
schulpraktische Ausbildung, Hochschu-
len.

Durch die große Bandbreite der Modelle A,
B und C wird den Hauptschulen, die in der
Regel unterschiedliche Struktur- und Vor-
aussetzungslagen aufweisen, ein Einstieg
in die Erprobung einer Umstrukturierung
der Orientierungsstufe der Hauptschule
ermöglicht.

Christa Engemann
Referatsleiterin „Vorschulische Bildung,
Grundschulen, Hauptschulen“ im Kultus-
ministerium Baden-Württemberg
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m 14. April 1999 verabschiedeten die
Schulreferenten der vier Kirchenleitungen
in Baden-Württemberg gemeinsam eine
Stellungnahme, welche die pädagogische
Weiterentwicklung der Grundschule aus-
drücklich begrüßt und eine Begleitung
dieses Prozesses von Seiten des Religions-
unterrichts zusichert. Im Vordergrund die-
ser Stellungnahme steht die Frage, wie der
Religionsunterricht in den rhythmisierten
Vormittag der „Verlässlichen Grundschu-
le“ eingebettet werden kann und welchen
Beitrag er zum Baden-Württembergi-
schen Modellversuch „Schulanfang auf

neuen Wegen“ leisten kann. Um diese Fra-
gen aufzugreifen und den religions-
pädagogischen Beitrag zum Schulanfang
konkretisieren zu können, wurde von den
vier Kirchenleitungen Baden-Württem-
bergs eine gemeinsame Arbeitsgruppe
einberufen. Diese erarbeitete in einem
über ein Jahr dauernden Prozess eine Ver-
öffentlichung, in der sich sowohl Beiträge
finden, die sich aus religionspädagogi-
scher Perspektive mit der pädagogischen
Weiterentwicklung der Grundschule aus-
einandersetzen, als auch solche, die zum
Thema „Ich bin (jetzt) ein Schulkind“ kon-

krete Unterrichtsbausteine vorstellen, die
fächerverbindenden Unterricht und die
Rhythmisierung des Schulvormittags im
Anfangsunterricht berücksichtigen. 

Die Beiträge können voraussichtlich bis
zum Ende des Jahres 2001 im Internet un-
ter www.km.bwl.de abgerufen werden.

Als kleine Kostprobe finden Sie im Folgen-
den einen Auszug aus dem Beitrag von
Herrn Diethard Gabius, Schuldekan in 
der Evangelischen Landeskirche Württem-
berg.
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Neue Wege in der Grundschule – neue Wege im Religionsunterricht ?!
Impulse und Arbeitshilfen (nicht nur) für den Religionsunterricht

Diethard Gabius

Evangelischer Religionsunterricht: Konfession und Kooperation
Erfahrungen – Ergebnisse – Auswertung

onfessionelle Unterschiede sind Kindern
in den ersten Grundschuljahren noch
nicht oder nur eingeschränkt verständlich,
obwohl sie erlebt werden. In der GS ist den
Kindern daran gelegen, dass sie mit ande-
ren im Klassenverband zusammen sind
und zusammen wachsen. Das schließt
nicht aus, dass konfessionelle Besonder-
heiten schrittweise bewusst werden. Ver-
suche, im Blick auf mögliche Kooperation
Kinder in den ersten Jahren im Konfes-
sionsverband zuerst in der Beheimatung
zu bestärken, um sie dann in den Folgejah-
ren in Phasen der Begegnung Kooperation
erfahren zu lassen, werden schon der hete-

rogenen Lernsituation so wenig gerecht
wie der umgekehrte Weg. Sinnvoller schie-
ne eine Kombination von Beheimatung
und Begegnung, Identität und Verständi-
gung. Auch der beschriebene Zauder-
rhythmus von Progression und Regression
legt einen Wechsel von Unterrichtsse-
quenzen und Phasen der Begegnung und
Kooperation (Progression) mit solchen der
konfessionellen Beheimatung (Regression)
nahe.

In der Praxis werden die vielfältigen Mög-
lichkeiten zu konfessioneller Kooperation
im Vor- und Umfeld des Unterrichts rege

genutzt; ebenso zunehmend die vielfälti-
gen und bekannten Vorstufen einer vollen
Kooperation (in ihren sehr unterschied-
lichen Ausprägungen!) im Unterricht.

Problematisch wäre, wenn der RU der bei-
den Konfessionen hinter dem Stand der
theologischen wissenschaftlichen Diskus-
sion zurückbleiben würde – der RU ver-
fehlt aber auch die Wirklichkeit, wenn er
eine Gemeinsamkeit voraussetzt, die es
noch nicht gibt. Die Qualifizierung der
konfessionellen Kooperation als „Plus-Mo-
dell“ legt aber nahe, keinesfalls auf Ele-
mente der Kooperation zu verzichten. So

A

K
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wird in der Denkschrift „Identität und Ver-
ständigung“ von 1994 als „angemessene
Gestalt des konfessionellen Religionsun-
terrichts für die Zukunft die Form eines
konfessionell-kooperativen Religionsun-
terrichts“ postuliert.1

Die nachfolgenden Ergebnisse basieren
auf der Auswertung der Berichte aller
evangelischen und katholischen Schul-
dekane/Schuldekaninnen über die Modell-
versuche zu konfessionell-kooperativ er-
teiltem RU. Dr. Böhm vom PTZ hat unter
dem Blickwinkel der Schulentwicklung,
des „Schulanfangs auf neuen Wegen“, vier
Hauptpunkte ermittelt:

1. In Schulentwicklungsansätze lässt sich
eher der konf.-koop. RU integrieren als der
konfessionell getrennte. Jedoch besteht
die Gefahr, dass die Inhalte konfessionell
verwässert werden. Eine profilierte Lehr-
kraft könnte dies verhindern. Dies wäre
ein Plus auch für das Schulkonzept.

Der konf.-koop. erteilte RU liegt in der Lo-
gik der Schulentwicklung, integrative Kon-
zepte zu fördern. Konfessionslose Eltern
entscheiden sich in höherem Maße für die
Teilnahme ihres Kindes am RU, wenn die-
ser konf.-koop. erteilt wird. Wird der RU in
der Eingangsstufe konf.-koop. erteilt, so
bleiben die konfessionslosen Schüler

durchweg im RU, auch wenn dieser ab
Klasse 3 wieder nach Konfessionen erteilt
wird. – Eine schwierigere Integrierbarkeit
darf aber keinesfalls dazu führen, konfes-
sionellen RU an den Rand zu drängen.

– Im Blick auf die Gefahr der Nivellierung
konfessioneller Profile im konf.-koop. RU
liegen auch kontrastierende und ge-
gensätzliche Erfahrungen vor, die sich u. a.
in folgenden Äußerungen zeigten: „In der
Zusammenarbeit mit meiner katholischen
respektive evangelischen Kollegin habe
ich nicht nur über ihre, sondern auch über
meine eigene Konfession wesentlich dazu-
gelernt“. 

2. Kirchliche Lehrkräfte, insbesondere
Pfarrer, sind schwer einbindbar.

Ein Schulleiter bestätigte, die Integration
von RU sei in seinen Modellklassen nur
dort leistbar, wo der Klassenlehrer selber
RU erteilt. Daneben steht aber auch die
Erfahrung – und sie ist gar nicht so selten:
an einer kleinen GS ist der konf.-koop. RU
voll integriert und er wird von kirchlichen
Lehrkräften erteilt. Diese haben die Schul-
entwicklung wesentlich voran getrieben
und mit ihrem Einsatz auch für das Ge-
wicht des Faches an der Schule Verdienste
erworben. Schaut man die Rahmenbedin-
gungen an, so wird deutlich, dass es sich
hierbei eher um die Ausnahme handelt: Es
sind Kolleginnen mit einem kleinen Depu-
tat an nur einer Schule, die aus ihrem reli-
gionspädagogischen Interesse heraus ein
ihr Deputat erheblich übersteigendes Maß
an Zeit und Einsatz investieren. Haupt-
amtliche kirchliche Lehrkräfte, die in aller
Regel an mehr als nur einer Schule unter-
richten, können dies unter den gegenwär-
tigen Bedingungen nicht leisten.

Kirchliche Lehrkräfte, insbesondere Pfarrer,
sind schwer einbindbar: Wichtig ist, das
nicht als Fakt, sondern als Problemanzeige
zu hören. Kirchliche Lehrkräfte und Pfarrer
bringen, vielleicht nicht in aller Regel, aber
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doch häufiger, eine stärkere Bindung an
Kirche und Gemeinde und ein ausgepräg-
tes konfessionelles Profil mit – in jedem
Fall aber werden sie stärker als Repräsen-
tanten der Kirche und der Gemeinde be-
trachtet und angefragt. Der Einsatz kirch-
licher Lehrkräfte und speziell der Pfarrer,
der Gruppe nebenbei gesagt, die die lang-
jährigsten Erfahrungen im Unterrichten
jahrgangsübergreifender Gruppen ge-
sammelt hat, ist von daher nicht nur an
der weiterentwickelten Grundschule, son-
dern auch im „Schulanfang auf neuen We-
gen“ unverzichtbar: Welche schulorgani-
satorischen Maßnahmen sind voran zu
treiben, welche Fortbildungsmaßnahmen
sind zu ergreifen?2

3. Der Austausch zwischen zwei Schulen
mit ähnlichen Schulkonzepten ist die
geeignete Fortbildung.

Auch wenn dies unbestreitbar ist, so ist es
hier ebenso wichtig, Erfahrungen dieser
Schulen auch im größeren Rahmen auszu-
tauschen. 

4. Lehrkräfte aus fächerverbindendem
und ganzheitlichem Ansatz zeigen
Interesse am „Marchtaler Plan“. 

Schulen, die nach dem Marchtaler Plan un-
terrichten, zeichnen sich durch sehr hohe

weltanschauliche Homogenität aus. Wenn
diese unabdingbare Voraussetzung aber
nicht mehr gegeben ist?

Ausblick: Wenn die Ergebnisse, die jetzt
von den Gymnasien zurückgemeldet wer-
den, nicht nur Einzelfälle sind, verdient das
Modell „Schulanfang auf neuen Wegen“
als erster Schritt der weiterentwickelten
GS Anerkennung und allemal die kirch-
liche Mitgestaltung einer Grundschule der
Zukunft. Schüler und Schülerinnen von
Modellklassen zeichnen sich durch höhe-
res Selbstvertrauen aus, sie entwickeln
stärkere Fähigkeiten im Problemlösever-
halten und gehen selbstbewusster mit
Schwierigkeiten um. 

Diethard Gabius 
evang. Schuldekan in den Kirchenbezir-
ken Böblingen und Herrenberg, 
Mitglied der interkonfessionellen
Arbeitsgruppe zu Religionsunterricht und
den Innovationen in der Grundschule
(„Schulanfang auf neuen Wegen“,
„Verlässliche Grundschule“)

1 „Die Evang. Kirche bejaht die bereits
praktizierte evang.-kath. Zusammenar-
beit, hält es aber für dringend erforder-
lich, sie inhaltlich und institutionell aus-
zubauen. Dieser Weg ist im evangeli-
schen Verständnis von Bekenntnis und
Konfessionalität theologisch begrün-
det“.

2 An einer kleinen GS ist konf. RU im Vor-
mittagsblock mit 2 x 30 Min. voll inte-
griert, in der restlichen halben Stunde
werden die Klassen außerhalb des
Blocks von der am Modell beteiligten
staatlichen und der kirchlichen Lehrerin
konf.-koop. unterrichtet. 
So werden die Schüler auch in konf.
Koop. eingeführt und im übrigen unter-
läuft die Schule die Genehmigungs-
pflicht, weil sie nicht mehr als ein Drittel
der Gesamtzeit für konf. Koop. bean-
sprucht… An einer großen GS werden
bei Ausfallzeiten der Religionslehrkräfte
die betroffenen Religionsgruppen nach
einer festen Zuordnung auf die anderen
Klassen verteilt. Für die Dauer der Ver-
tretung tritt an die Stelle der aktuellen
UE ein von den evang. und kath. Fach-
kräften gemeinsam erstelltes, am Kir-
chenjahr orientiertes Curriculum. So
wird die Verlässlichkeit inhaltlich quali-
fiziert und konf. Kooperation eingeübt. 
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